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         Über das Buch

         Franz Neumann, Herbert Marcuse und Otto Kirchheimer, vom Nationalsozialismus zur Flucht
            gezwungen, stießen im Exil zum Institut für Sozialforschung, das seit 1934 in einem
            Gebäude der New Yorker Columbia University Asyl gefunden hatte. 1943 traten die drei
            so unterschiedlichen Gelehrten in den Dienst des Office of Strategic Services (OSS)
            ein, des Vorläufers der CIA.
         

         In der Mitteleuropa-Sektion der Forschungs- und Analyseabteilung des OSS verfassten
            sie in den letzten Kriegsjahren Berichte über das soziale, politische und ökonomische
            Leben in der NS-Diktatur, über Hitlers Kriegsstrategien und die Rolle des Antisemitismus
            in Nazideutschland. Entstanden sind hellsichtige Analysen, die sich zu einem komplexen
            Bild der neuartigen totalitären Herrschaftsordnung fügen. Darüber hinaus entwickeln
            die drei Mitarbeiter Pläne für den Wiederaufbau einer demokratischen und sozialistischen
            Gesellschaft nach dem Zusammenbruch des »Dritten Reichs«, und sie erkunden die juristischen
            Möglichkeiten, die für den nationalsozialistischen Terror Verantwortlichen strafrechtlich
            zu verfolgen. Die Beiträge zum amerikanischen Kriegseinsatz, die durch ein erstaunliches
            Detailwissen beeindrucken,
         

         spielten bei der Konzeption der alliierten Nachkriegspolitik, den Entnazifizierungsprogrammen
            und bei der Vorbereitung der Nürnberger Prozesse eine maßgebliche Rolle – und sie
            zeigen eine wenig bekannte Seite der Frankfurter Schule.
         

      

      
         Vita

         Franz Neumann (1900–1954), gilt als einer der Begründer der Politikwissenschaft 
in Deutschland; er lehrte seit 1948 als Professor an der Columbia University 
in New York.
         

         Herbert Marcuse (1898–1979) zählt zu den Hauptvertretern der Kritischen Theorie der Frankfurter Schule;
            1964 wurde er Professor an der University of California 
in San Diego.
         

         Otto Kirchheimer (1905–1965) lehrte ab 1955 Politikwissenschaft 
an der New School for Social Research in New York.
         

         Raffaele Laudani ist Professor für die Geschichte der politischen Theorie 
und Atlantische Studien an der Universität Bologna.
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         Zum traditionellen Bild der Frankfurter Schule gehört die Vorstellung, dass es sich
            dabei um einen Kreis von jüdischen Linksintellektuellen gehandelt hat, der sich aufgrund
            seiner skeptischen Einschätzung politischer Handlungsmöglichkeiten auf die bloße Analyse
            der Strukturwandlungen der kapitalistischen Gesellschaftsordnung beschränkte; zwar
            mochten einzelne Mitglieder des Kreises von dieser Einschätzung ausgenommen werden,
            weil sie der einen oder anderen Fraktion der Arbeiterbewegung angehörten, aber im
            Großen und Ganzen war man doch über einen langen Zeitraum hinweg der Überzeugung,
            dass sich die Vertreter des Instituts für Sozialforschung in ihrem selbstgewählten
            Elfenbeinturm recht wohlgefühlt haben. Dass dieses Bild falsch ist, weil es anders
            gelagerte, praktisch-politisch gerichtete Stränge der Schule sträflich vernachlässigt,
            haben in den letzten Jahrzehnten bereits nachdrücklich eine Reihe von Studien bewiesen
            – eine zureichende Vorstellung von Adorno ist, wie wir heute wissen, nur zu erhalten,
            wenn man in ihm auch den um die Demokratisierung Westdeutschlands bemühten Intellektuellen
            wahrzunehmen bereit ist (zum Beispiel Demirović 1999; Freyenhagen 2014). Für die am
            Institut für Sozialforschung beschäftigten Juristen und politischen Wissenschaftler
            muss gelten, dass sie kontinuierlich am Kampf der Arbeiterbewegung um Verbesserungen
            der Lebensbedingungen des Proletariats beteiligt waren (exemplarisch Luthardt 1976;
            Scheuerman 1997 [1994]). Ein vollständiges Bild dieser anderen, politisch aktiven
            Seite der Frankfurter Schule ist jedoch wohl erst zu gewinnen, wenn man das Buch zur
            Kenntnis nimmt, das wir hiermit in unserer Reihe veröffentlichen: Es enthält die bislang
            identifizierten Berichte, die Herbert Marcuse, Franz Neumann und Otto Kirchheimer
            im Zeitraum zwischen 1943 und 1949 für die Research and Analysis Branch des in Washington
            beheimateten Office of Strategic Services (OSS) im Abwehrkampf gegen das nationalsozialistische
            Deutschland verfasst haben.
         

         Die äußerst schwierige Aufgabe, anhand von unterschiedlichen Indikatoren aus der Unmasse
            der anonymisierten Geheimdienstberichte des OSS diejenigen herauszufiltern, die von
            diesen drei Mitgliedern des ins Exil getriebenen Instituts für Sozialforschung als
            Auftragsarbeiten verfertigt wurden, ist dem italienischen Ideenhistoriker Raffaele
            Laudani gelungen; mittels aufwendiger und mühevoller Recherchen in den US-National
            Archives in College Park, Maryland, wo die zum Zweck der Bekämpfung Nazideutschlands
            erstellten Berichte nach 1975 öffentlich zugänglich gemacht wurden, hat er am Ende
            31 Schriftstücke identifizieren können, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
            der Autorenschaft entweder von Herbert Marcuse, Franz Neumann oder Otto Kirchheimer
            zugerechnet werden können. Mit seiner Herausgabe dieser Geheimdienstberichte hat Laudani
            nach jetzigem Kenntnisstand die äußerst verdienstvolle Arbeit vorerst einmal vollendet,
            die Alfons Söllner (1986a und 1986b) und Peter-Erwin Jansen (Marcuse 1998) mit ihren
            jeweiligen Auswahlbänden von Beiträgen der drei beim OSS tätigen Vertreter der Frankfurter
            Schule schon vor geraumer Zeit begonnen hatten.
         

         Als das von Laudani herausgegebene Buch mit den von Kirchheimer, Marcuse und Neumann
            in geheimer Mission geschriebenen Analysen 2013 in der Princeton University Press
            erschien, sorgte das sofort für große Aufmerksamkeit in der intellektuellen Öffentlichkeit
            der USA; schwarz auf weiß war hier zu lesen, welchen Beitrag zumindest eine Untergruppe
            des stets als ein wenig versponnen und überdies als dogmatisch-marxistisch angesehenen
            Zirkels der Frankfurter Schule zum Kampf der Alliierten gegen den nationalsozialistischen
            Kriegsgegner geleistet hatte (vgl. Scheuerman 2013). Zur Paradoxie der Wirkungsgeschichte
            dieses Theoriezirkels gehört es, dass die in mittelmäßigem Englisch geschriebenen
            Geheimdienstberichte nun für unsere Veröffentlichung erst in die Sprache zurückübersetzt
            werden mussten, die ihre Autoren zu schreiben gelernt hatten und die ihnen stilistisch
            daher immer wieder in die Parade fuhr; in ihren kurzen Anmerkungen berichtet die Übersetzerin
            von den Schwierigkeiten, vor die sie die daraus resultierenden Hybridgebilde in Syntax
            und Semantik bei ihrer Arbeit regelmäßig gestellt haben. Dass die umfangreiche Übersetzung
            vom Institut für Sozialforschung aber überhaupt gestemmt werden konnte, verdankt sich
            einer großzügigen Spende der Hamburger Stiftung zur Förderung von Wissenschaft und
            Kultur; schon an dieser Stelle möchte ich mich ganz herzlich bei Jan Philipp Reemtsma
            bedanken, der vor knapp zwei Jahren schnell und unkompliziert meiner Bitte nachgekommen
            ist, uns bei dem unsere ökonomischen Möglichkeiten weit übersteigenden Vorhaben finanziell
            unter die Arme zu greifen.
         

         Was dank dieser Hilfe entstanden ist, stellt ein in die Muttersprache der Verfasser
            rückübersetztes Dokument dar, das ein einzigartiges Kapitel in der verschlungenen
            Geschichte des seit 1930 von Max Horkheimer geleiteten Instituts für Sozialforschung
            bildet. Auch wenn die drei Autoren nicht im Auftrag des Instituts gehandelt haben,
            als sie im Jahr 1943 der Einladung des OSS folgten, ihre intellektuellen Fähigkeiten
            und Deutschlandkenntnisse dem geheimdienstlichen Kampf gegen das nationalsozialistische
            Deutschland zur Verfügung zu stellen, spiegelt sich in ihren zu diesem Zweck verfassten
            Berichten doch dessen Geist und Arbeitsweise aufs Genaueste. Marcuse, Neumann und
            Kirchheimer, die in Hinblick auf akademische Herkunft, theoretische Ausrichtung und
            politische Orientierung zunächst wenig miteinander teilten, waren auf sehr unterschiedlichen
            Wegen zum Kreis um Max Horkheimer gestoßen: Marcuse war bekanntlich Doktorand von
            Heidegger in Freiburg gewesen, bevor er sich in bitterer Enttäuschung über die nationalsozialistische
            Gesinnung seines Lehrers an das bereits nach Genf umgesiedelte Institut wandte, um
            an der Ausarbeitung der philosophischen Grundlagen einer kritischen Gesellschaftstheorie
            mitzuarbeiten; Neumann, der Rechtswissenschaften, Philosophie und Ökonomie studiert
            hatte, war als für die SPD tätiger Arbeitsrechtler schon 1933 zur Flucht nach London
            gezwungen gewesen, von wo aus er drei Jahre später auf Anraten von Harold Laski dem
            Institut seine Dienste anbot, dem er als juristisch informierter Fachmann für die
            Strukturanalyse des sich wandelnden Kapitalismus zur Verfügung stehen wollte; und
            Kirchheimer, vormals Doktorand von Carl Schmitt an der Universität Bonn, nahm seine
            Kooperation mit dem Institut im Pariser Exil auf, wohin er mit Hilfe eines Stipendiums
            der London School of Economics 1933 geflohen war, weil er als sozialistisch orientierter
            Jurist unter der beginnenden Diktatur der Nazis verfolgt zu werden drohte. So unterschiedlich
            die Wege zum Institut für Sozialforschung für die drei Wissenschaftler mithin auch
            gewesen sind, man fand sich dann schließlich im New Yorker Exil zusammen, wo Max Horkheimer
            für sein Unternehmen eine vorläufige Bleibe an der Columbia University gefunden hatte.1 Wie es dort zu einer engeren Verbindung zwischen Marcuse, Neumann und Kirchheimer
            hat kommen können, die ja dann nach 1943 gemeinsam als Team für das OSS tätig werden
            sollten, ist im Rückblick kaum mehr auszumachen; die drei Exilanten trafen zu verschiedenen
            Zeiten in New York ein, verfolgten weit auseinanderliegende Forschungsinteressen und
            übernahmen überdies am Institut auch höchst unterschiedliche Aufgaben, für die als
            gemeinsamer Nenner nur gelten kann, dass sie eher an der Peripherie als im Zentrum
            der bald wieder aufgenommenen Forschungstätigkeit angesiedelt waren. Derjenige unter
            ihnen, der die größte Befähigung mitbrachte, die Eigenart der sich im fernen Deutschland
            etablierenden Nazidiktatur zu analysieren, war ohne Frage Franz Neumann; insofern
            darf er auch als die Person gelten, durch die das 1941 durch Dekret von Präsident
            Roosevelt gegründete Office of Strategic Services auf die brachliegenden und zukünftig
            zu nutzenden Kompetenzen der drei so verschiedenen Männer aufmerksam wurde.2

         Schon im Jahr 1933, kurz nach seiner Ankunft in London, hatte Neumann in der Zeitschrift
            The Political Quarterly einen Aufsatz mit dem Titel The Decay of German Democracy (Neumann 1978 [1933]) veröffentlicht, in dem sich vieles von dem vorweggenommen findet,
            was er im amerikanischen Exil zum Gegenstand seiner weiteren Forschungen machen sollte.
            Anders als im Kreis um Horkheimer, in dem man damals unter Federführung von Friedrich
            Pollock die These vertrat, dass im sich abzeichnenden Herrschaftssystem des Nationalsozialismus
            die Steuerungshoheit vom kapitalistischen Markt auf den zentralisierten Staat übergegangen
            sei (exemplarisch Pollock 1975a [1941]), war Neumann in seinem Aufsatz vom Fortwirken
            kapitalistischer Imperative auch unter den neuen politischen Rahmenbedingungen überzeugt;
            seiner Auffassung zufolge, für die er mit einem erstaunlichen Maß an ökonomischem
            Sachverstand argumentierte, hatte sich unter der nationalsozialistischen Parteiherrschaft
            nur ein Gestaltwandel der kapitalistischen Wirtschaftsform vollzogen, der darin bestand,
            mit Hilfe von diktatorischen Maßnahmen alle Macht zur Gestaltung des Marktes den beiden
            Großgruppen des Monopolkapitals und der Großgrundbesitzer zu übertragen. Hinter diesen
            unterschiedlichen Deutungen der Entstehung und Funktion der Nazidiktatur verbargen
            sich tieferliegende Differenzen, die weit bis in die gesellschaftstheoretischen Grundannahmen
            reichten: Während bei Horkheimer und seinem Kreis, also im Zentrum des Instituts für
            Sozialforschung,3 die Neigung bestand, gesellschaftliche Herrschaft als einlinig von oben nach unten
            verlaufend aufzufassen, ging Neumann eher davon aus, dass Herrschaft innerhalb eines
            gesellschaftlichen Systems nur bei Kompromissbildung unter verschiedenen, je nach
            rechtlicher Grundlage unterschiedlich vielen Gruppen aufrechtzuerhalten ist.4 Diese Sichtweise, die den Normalfall eines Pluralismus jeweils herrschender Gruppierungen
            unterstellte und daher die konflikthaften Prozesse der Interessenabstimmung ins Zentrum
            rücken ließ, blieb für Franz Neumann auch richtungsweisend, als er sich im New Yorker
            Exil an die Abfassung einer systematischen Studie zur Genese und Struktur der neuen,
            nationalsozialistischen Herrschaftsordnung machte; das Ergebnis der sich über fünf
            Jahre erstreckenden Recherchen, die 1942 in der ersten Auflage veröffentlichte Monografie
            Behemoth,5 kann nicht nur trotz aller offensichtlichen Mängel als ein bis heute maßgeblicher
            Beitrag zur Erforschung der Nazidiktatur gelten (Hilberg 2002; Schäfer 1977); vielmehr
            diente diese Studie den drei ein wenig später beim OSS beschäftigten Vertretern der
            Frankfurter Schule auch so stark als gemeinsamer Analyserahmen ihrer geheimdienstlichen
            Forschungstätigkeit, dass es gerechtfertigt scheint, mit Alfons Söllner von dem Triumvirat
            nur als der »Neumann-Gruppe« zu sprechen (Söllner 1986c).
         

         Bereits in dem Begriff, den Neumann in seiner Studie wählte, um die Eigenart des nationalsozialistischen
            Gesellschaftssystems zu charakterisieren, kam der ganze Abstand zu der im Horkheimer-Zirkel
            bevorzugten Deutungsperspektive zum Tragen: Wurde dort im Anschluss an Friedrich Pollock
            das NS-Regime als »staatskapitalistisches« Gebilde bezeichnet – eine Formulierung,
            die in ihrer Abhebung auf die steuernde Wirkung eines hochgradig zentralisierten Staates
            auch für die Dialektik der Aufklärung noch bestimmend bleiben sollte (vgl. Honneth 1989 [1985]: Kap. 2) –, so sprach Neumann
            vom »totalitären Monopolkapitalismus«, wenn es um die Eigenschaften des Gesamtsystems
            ging (Neumann 1977 [1942/1944]: 313). Beide Bestandteile dieses Begriffs besitzen
            in Behemoth eine zentrale Bedeutung, die angemessen zu verstehen eine notwendige Voraussetzung
            für den Nachvollzug der Stoßrichtung der hier vorliegenden Geheimdienstberichte von
            Kirchheimer, Marcuse und Neumann bildet. Mit dem Ausdruck »totalitär« zielte der Autor
            zunächst einmal auf die politische Dimension der neuen Herrschaftsordnung, die er
            allerdings nicht im Sinne der umfassend wirksamen Gewalttätigkeit eines einzigen,
            strikt zentral gesteuerten Staatsorgans aufgefasst wissen wollte; stattdessen unterstellte
            er ganz im Sinne seiner schon zuvor entwickelten Überlegungen eine Pluralität unterschiedlicher
            Herrschaftsgruppen, zu denen nach der 1933 einsetzenden Ausschaltung der Organisationen
            der Arbeiterklasse nur noch die Spitzen der NS-Partei, des Monopolkapitals, der Staatsbürokratie
            und des Militärs gehören sollten. Die uneingeschränkte Vormachtstellung dieser nunmehr
            vier Gruppierungen war aus der Sicht von Neumann möglich geworden, weil der inzwischen
            weitgehend durch kapitalistische Monopolunternehmen dominierte Markt einer Regulierung
            durch das liberale Rechtssystem nicht mehr bedurfte, so dass jegliche Nötigung zur
            Bewahrung zumindest des Anscheins allgemeinverbindlicher Gesetze weggefallen war (vgl.
            Iser und Strecker 2002: 14–17). »Totalitär« hieß daher im Behemoth zunächst einmal, dass die Herrschaftsausübung ungehindert von allen rechtlichen Kontrollen
            allein den Eliten der Partei, der monopolistischen Betriebe, der Staatsverwaltung
            und des Militärs überlassen war, die ihre jeweiligen Funktionen nur in strikter Abhängigkeit
            voneinander ausüben konnten:
         

         
            »Die Armee braucht die Partei, weil der Krieg total ist. Die Armee ist außerstande,
               die Gesellschaft ›total‹ zu organisieren; das ist Sache der Partei. Andererseits ist
               die Partei auf die Armee angewiesen, um den Krieg zu gewinnen und damit ihre eigene
               Macht festigen und sogar vergrößern zu können. Beide brauchen die monopolistische
               Industrie, die ihnen für die kontinuierliche Expansion bürgt. Und alle drei brauchen
               die Bürokratie, um die technische Rationalität zu erlangen, ohne die das System nicht
               funktionsfähig wäre.« (Neumann 1977 [1942/1944]: 460)
            

         

         Weil diese vier Gruppierungen freilich jeweils so souverän waren, dass sie innerhalb
            ihrer vorgegebenen, arbeitsteilig ineinandergreifenden Zwecke stets eigene Interessen
            verfolgen konnten, bedurfte es untereinander ständiger Absprachen und Aushandlungen,
            um sich auf gemeinsame Ziele und entsprechende Maßnahmen einigen zu können. Erleichtert
            wurde das Zustandekommen solcher Kompromisse aus der Sicht Neumanns dadurch, dass
            man wechselseitig an die ökonomischen Imperative gebunden war, die die monopolistisch
            vereinseitigte Marktwirtschaft von sich aus vorgab; insofern mussten alle Regelungen,
            auf die sich die an der Herrschaftsausübung beteiligten Gruppierungen in konflikthaften
            Verhandlungen festzulegen vermochten, die Auflage erfüllen, die kapitalistischen Verwertungsbedingungen
            der Monopolunternehmen langfristig sicherzustellen. Kompromissgestützte Gewaltherrschaft
            von vier Machteliten zugunsten eines monopolistisch organisierten Wirtschaftssystems
            war, was Franz Neumann vor Augen hatte, als er in seinem Behemoth die Gesamtverfassung des nationalsozialistischen Herrschaftssystems als einen »totalitären
            Monopolkapitalismus« bezeichnete.
         

         Dieser diagnostische Schlüsselbegriff, in dem bereits sowohl die Stärken als auch
            die Schwächen, die Einsichten als auch die blinden Flecke der im Behemoth entwickelten Analyse angelegt sind,6 gab dann auch die Perspektive vor, aus der heraus sich Franz Neumann in seiner Studie
            die Möglichkeit einer erfolgreichen Bekämpfung des NS-Regimes auszumalen versuchte.
            Sein Augenmerk war dabei vor allem auf die Zerschlagung der kapitalistischen Monopolwirtschaft
            mit Hilfe einer von außen wieder zur einstigen Machtfülle verholfenen Arbeiterbewegung
            gerichtet; in diesem Sinn heißt es schon am Ende der ersten Auflage des Behemoth im Jahre 1942:
         

         
            »Um die Aggression zu beseitigen, muß außer der Entmachtung von Partei, Wehrmacht
               und hoher Bürokratie die Macht der Monopolwirtschaft endgültig gebrochen werden und
               die ökonomische Struktur Deutschlands grundlegend verändert werden. […] Der Sturz
               dieses Regimes kann einzig durch das bewußte Handeln der diese Risse und Brüche [im
               nationalsozialistischen Deutschland; A.H.] ausnützenden Massen erfolgen.« (Ebd.: 549
               f.)
            

         

         In deutlichem Unterschied zu der pessimistischen Geschichtsbetrachtung, die zur selben
            Zeit um Horkheimer und Adorno im Zentrum des Instituts vorherrschte, schien Neumann
            also weiterhin von der Unempfindlichkeit großer Teile der deutschen Bevölkerung gegenüber
            der nationalsozialistischen Propaganda überzeugt; es bedurfte aus seiner Sicht nur
            der alliierten Unterstützung bei der Wiederaufrichtung der zuvor gewaltsam ausgeschalteten
            Arbeiterorganisationen, um in einer gemeinsamen Kraftanstrengung das Übel des monopolistisch
            organisierten Wirtschaftssystems überwinden zu können, das von ihm in letzter Instanz
            als ursächlich für die fatale Entwicklung in Deutschland angesehen wurde. Als sei
            die Kontinuität der weit in das 19. Jahrhundert zurückreichenden Geschichte der Arbeiterbewegung
            durch die zivilisatorische Katastrophe nicht zerrissen worden, wird noch einmal das
            Bild einer Umsetzung kritischer Theorie in revolutionäre Praxis umrissen.
         

         Nimmt man diesen trotz aller nüchtern-realistischen Einsichten am Ende doch zuversichtlichen,
            noch ganz auf eine sozialistische Zukunft setzenden Grundton des Behemoth zur Kenntnis, so kann nicht überraschen, dass es einige Irritationen gab, als die
            drei Vertreter des Instituts dann schließlich im Laufe des Jahres 1943 die Räume der
            Research and Analysis Branch des OSS in Washington bezogen, um hier ihre nachrichtendienstliche
            Tätigkeit aufzunehmen. Am schönsten hat John H. Herz, ein ehemaliger Doktorand Hans
            Kelsens, der ebenfalls in die USA emigriert war und nun für den Geheimdienst tätig
            zu werden begann, beschrieben, wie man auf den Dienstantritt des illustren Gespanns
            unter den Mitarbeitern reagierte: »Es war«, so heißt es ironisch in seiner Autobiografie,
            »als hätte sich der linkshegelianische Weltgeist vorübergehend in der Mitteleuropäischen
            Abteilung des OSS angesiedelt.« (Herz 1984: 136) Allerdings ist im Folgenden dann
            auch zu lesen, dass von dieser revolutionären Gesinnung der Gruppe um Franz Neumann
            schon zu Beginn ihrer Tätigkeit nur die Überzeugung geblieben war, das »nachnazistische
            Deutschland« müsse eine Demokratie sein, »die den Weg zum Sozialismus zulassen würde«
            (ebd.). Auf jeden Fall schlug sich das, was Neumann in seinem Behemoth an Analyse der »Struktur und Praxis des Nationalsozialismus« geliefert hatte, von
            nun an in den von den drei neuen Mitarbeitern verfassten Geheimdienstberichten bis
            in einzelne Details nieder; auch Otto Kirchheimer und Herbert Marcuse, so getrennt
            ihre Wege hin zum OSS auch verlaufen waren, hatten die Ergebnisse der Recherchen ihres
            Freundes so weit übernommen, dass dessen These eines »totalitären Monopolkapitalismus«
            den Rahmen ihrer gemeinsamen Forschungstätigkeit bildete.
         

         Dementsprechend lenkten Kirchheimer, Marcuse und Neumann ihre Aufmerksamkeit dann
            auch sofort auf die Absprachen, mit deren Hilfe sich die vier herrschenden Gruppierungen
            in Nazideutschland jeweils bar aller rechtlichen Absicherungen auf zu ergreifende
            Maßnahmen der Kriegsführung, der Feindbekämpfung und der wirtschaftlichen Versorgung
            zu einigen versuchten. Die drei »Linkshegelianer« widersprachen von Beginn an entschieden
            der in den amerikanischen Geheimdienstkreisen verbreiteten Vorstellung, nach der es
            vor allem die Absichten und Belange der Vertreter des preußischen Militarismus waren,
            die sich hinter der aggressiven Expansionspolitik der Nazis verbargen; immer wieder
            richtete das Gespann dagegen den Blick auf die an technischen Erfolgskriterien orientierten,
            gerade nicht die traditionellen Militärtugenden berücksichtigenden Handlungsstrategien,
            mit denen im engen Bündnis zwischen monopolistischen Wirtschaftsführern und der zunehmend
            die Vorherrschaft gewinnenden Parteispitze die nächsten Schritte im Vernichtungsfeldzug
            geplant wurden. Es dürfte nun, da das ganze Konvolut der Geheimdienstberichte der
            Neumann-Gruppe vorliegt, Aufgabe zukünftiger Forschung sein, aus der Masse der Aufzeichnungen
            und Stellungnahmen das Bild herauszuschälen, das damals vom Nationalsozialismus auf
            dem Höhepunkt des Krieges entworfen werden sollte; es zeichnet sich ab, dass einige
            Elemente des Behemoth im laufenden Prozess stillschweigend einer Korrektur unterworfen wurden, auch wenn
            dessen grober Rahmen – das zentrale Gewicht der Rentabilitätsbedingungen der monopolistischen
            Wirtschaftsunternehmen, die Angewiesenheit auf ständige Kompromissbildungen unter
            den jetzt tendenziell auf drei reduzierten Herrschaftsgruppierungen (Parteiapparat,
            Monopolkapital und Militär), die relativ geringe Bedeutung von Kultur und ideologischer
            Beeinflussung – anscheinend im Großen und Ganzen beibehalten wurde. Deutlich zu sehen
            ist, dass den Mittelschichten, angefangen von der unteren Angestelltenschaft bis hin
            zum mittelständischen Unternehmen, nun weitaus größere Aufmerksamkeit als im Behemoth geschenkt wurde; unzweideutig zu erkennen ist auch, dass Marcuse, der im Triumvirat
            als der eigentlich spekulative Kopf galt, stark darum bemüht war, der manipulativen
            Rolle der kulturindustriellen Medien mehr an herrschaftssichernden Funktionen einzuräumen,
            als es Neumann in seiner Studie getan hatte. Aber ob solche Verschiebungen, wie sie
            sich in der Gänze der hier vorliegenden Beiträge immer wieder finden, am Ende ausreichen,
            um ein vom Behemoth markant abweichendes Bild des Nationalsozialismus zu liefern, lässt sich dann wohl
            doch bezweifeln; eher hat man den Eindruck, dass Kirchheimer und Marcuse den Rahmen
            der ab 1944 in einer zweiten, erweiterten Auflage vorliegenden Untersuchung ihres
            Freundes und Mitstreiters akzeptierten und ihn nur je nach Gegenstand der angeforderten
            Berichte stillschweigend korrigierten, ergänzten oder erweiterten. Was diese Fragen
            der Abweichungen vom und Übereinstimmungen mit dem Behemoth anbelangt, so haben sowohl Alfons Söllner (1986c) in seiner langen Einleitung zum
            von ihm herausgegebenen Sammelband Zur Archäologie der Demokratie in Deutschland als auch Raffaele Laudani in seiner Einleitung zur Originalausgabe des hier vorliegenden
            Bandes bereits wertvolle Vorarbeit geliefert; erst weitere Forschungen werden aber
            zeigen können, ob sich in den Berichten von Kirchheimer, Marcuse und Neumann überhaupt
            ein einheitliches Bild des Nationalsozialismus findet und, wenn ja, bis zu welchem
            Grad sich dieses von der im Behemoth schon präsentierten Analyse unterscheidet.
         

         Je massiver die Niederlagen der deutschen Wehrmacht an den verschiedenen Fronten wurden
            und parallel dazu die Durchhaltebereitschaft der Zivilbevölkerung im Schwinden begriffen
            war, so dass sich ein Sieg der alliierten Mächte abzuzeichnen begann, desto stärker
            erging an die Neumann-Gruppe im OSS die Aufforderung, ihre Arbeit der strategischen
            Vorbereitung der Nachkriegssituation zu widmen; zum einen hieß dies, die Möglichkeiten
            einer strafrechtlichen Verfolgung der für den nationalsozialistischen Terror Verantwortlichen
            juristisch zu erkunden, zum anderen, die Bedingungen eines politischen Wiederaufbaus
            nach Maßgabe der alliierten Militärregierung zu ermitteln. Auf beide Aufgaben stürzten
            sich die drei Intellektuellen, wie hier am IV. und V. Teil der Geheimdienstberichte
            unschwer festzustellen ist, mit großer Energie, Begeisterung und einem stupenden Detailwissen
            um die Vorgänge im fernen Deutschland, ergab sich doch damit die Chance, den seit
            Beginn des Exils schmerzlich empfundenen Abstand zwischen Theorie und Praxis endlich
            wieder zu verringern. Der ganze Elan, mit dem diese neue Aufgabe aufgenommen wurde,
            unterstreicht zudem noch einmal, wie irreführend die These stets war, dass sich die
            Vertreter des Instituts für Sozialforschung mit der Lage erzwungener Handlungslosigkeit
            je gütlich abgefunden oder sich darin sogar wohlgefühlt hätten.
         

         Was die erste der beiden Aufgaben anbelangte, also die Vorbereitung der von amerikanischer
            Seite ins Visier genommenen Gerichtsverfahren gegen die Protagonisten des nationalsozialistischen
            Regimes, so fiel sie weitgehend in die Hände von Kirchheimer und Neumann, die als
            Juristen dafür unzweideutig über die größeren Kompetenzen verfügten; zeitweilig unterstützt
            durch ihren Kollegen John H. Herz, machten sich beide an die Lösung des Problems,
            rechtliche Argumente zu entwickeln, die es den geplanten Strafprozessen erlauben würden,
            unter Umgehung des Rückwirkungsverbots andersgelagerte, höhere Rechtsgrundsätze gegen
            die prospektiven Angeklagten ins Spiel zu bringen. Mit den Überlegungen, die zu diesem
            Zweck in den verschiedenen Berichten erarbeitet wurden, hat die Gruppe um Neumann,
            wie wir inzwischen aus Forschungsbeiträgen wissen (zusammenfassend Perels 2002), entscheidenden
            Einfluss auf die Erarbeitung des rechtsphilosophischen Gerüsts der alliierten Kriegsverbrecherprozesse
            nehmen können; denselben Recherchen ist freilich ebenso zu entnehmen, dass es bei
            einer solchen bloß intellektuellen Beihilfe weitgehend blieb, da der analytische Rahmen
            der von den »Frankfurtern« erstellten Memoranden als zu »abstrakt«, ja vielleicht
            auch als zu radikal für die Belange der konkreten Prozessführung angesehen wurde (ebd.:
            85 ff.).
         

         Ein wesentlicher Punkt der Divergenz zwischen den amerikanischen Auftraggebern und
            ihren »linkshegelianischen« Berichterstattern bezog sich an dieser Stelle auf ein
            Thema, das auch für die Bearbeitung des zweiten kurz vor dem Kriegsende ins Zentrum
            gerückten Aufgabenfeldes von nicht unerheblicher Relevanz war. So, wie es den drei
            Exilanten aufgrund ihrer bisherigen Analysen selbstverständlich schien, dass auch
            den monopolistischen Wirtschaftsführern wegen ihrer erheblichen Mitschuld am nationalsozialistischen
            Terror der Prozess gemacht werden müsste, waren sie gleichzeitig der Überzeugung,
            dass nur eine Beseitigung der kapitalistischen Monopolwirtschaft in Deutschland einen
            Weg zur Schaffung von demokratischen Verhältnissen bereiten könnte; in weitgehender
            Übereinstimmung mit dem, was Neumann bereits im Behemoth an Plänen für eine zukünftige Befreiung seines Heimatlands vom Joch des Nationalsozialismus
            skizziert hatte, hielt man auch jetzt daran fest, dass es zur Vorbereitung weiterer
            Schritte der Redemokratisierung zunächst einer Entmachtung der monopolistischen Eliten
            und im Gleichklang damit einer Wiedererstarkung der Arbeiterorganisationen bedürfte.
            Bei aller Vorsicht, die die drei angesichts der politischen Situation in den USA gewiss
            walten ließen, wird an der Stoßrichtung ihrer Empfehlungen für die amerikanische Besatzungspolitik
            doch deutlich, dass sie ihre sozialistischen Gesinnungen über die im OSS verbrachten
            Jahre hinweg nicht preisgegeben hatten. Sie blieben, was sie zu Beginn ihres Exils
            bereits waren: an der marxistischen Tradition orientierte jüdische Linksintellektuelle,
            die der nationalsozialistische Terror zunächst Zuflucht beim Institut für Sozialforschung
            hat suchen und dann sogar gemeinsam in engster Zusammenarbeit für den amerikanischen
            Geheimdienst hat tätig werden lassen.
         

         Als nach dem Ende des Krieges das OSS im September 1945 aufgelöst und die verbleibenden
            Abteilungen dem Kriegsministerium zugeschlagen worden waren, wo sie zur Keimzelle
            der 1947 gegründeten CIA wurden, zerstreuten sich die Wege der drei Freunde und Kollegen
            bekanntlich alsbald in die verschiedensten Richtungen; zwar blieben sie noch über
            einige Jahre mit unterschiedlichen Aufgaben für das State Department tätig (vgl. Müller
            2010: 59–68), aber die sich während dieses Zeitraums eröffnenden Beschäftigungsmöglichkeiten
            an akademischen Einrichtungen sorgten dann doch dafür, dass Kirchheimer, Marcuse und
            Neumann getrennte Laufbahnen einschlugen. Otto Kirchheimer blieb noch bis 1955 als
            Chef der Mitteleuropa-Abteilung für das Office of Intelligent Research tätig, um dann
            eine Professur für Politische Wissenschaften an der New School for Social Research
            in New York zu übernehmen; Herbert Marcuse fand 1952 mit Hilfe eines Stipendiums der
            Rockefeller Foundation eine Anstellung am Osteuropa-Institut der Columbia University,
            wo er an einer Studie über den sowjetischen Marxismus zu arbeiten begann; Franz L.
            Neumann schließlich wurde schon 1948 Professor für Politische Wissenschaften an derselben
            Universität. So kam schrittweise zu einem Ende, was sicherlich als eine der zugleich
            spannendsten und irritierendsten Phasen in der Geschichte der Kritischen Theorie gelten
            kann: ihr Einsatz als praktisch gewendetes Analyseinstrument im geheimdienstlichen
            Kampf gegen das nationalsozialistische Deutschland.
         

         Der vorliegende Band hätte ohne die Hilfe und Zuarbeit einer Reihe von Personen nicht
            realisiert werden können, denen ich als Herausgeber unserer Reihe zu großem Dank verpflichtet
            bin. Schon zu Beginn habe ich erwähnt, wie unabdingbar für das ganze Unternehmen die
            finanzielle Unterstützung war, die uns Jan Philipp Reemtsma über die Hamburger Stiftung
            zur Förderung von Wissenschaft und Kultur hat zukommen lassen – den Dank an ihn möchte
            ich daher an dieser Stelle noch einmal wiederholen. Zu danken habe ich auch Raffaele
            Laudani, der nach unserem Kontakt an der Columbia University im Herbst 2013 schnell
            und unkompliziert bereit war, uns die Rechte an dem von ihm herausgegebenen Band zu
            überlassen. Kaum zu überschätzen für das Zustandekommen des Buches ist zudem die mühevolle
            Arbeit, die Christine Pries in die Übersetzung der in mittelmäßigem Englisch geschriebenen
            Texte investiert hat; auch ihr, deren tägliche Kämpfe mit dem schwer erschließbaren
            Material ich aus nächster Nähe beobachten konnte, bin ich zu großem Dank verpflichtet.
            Ein ebenso großer Dank gilt schließlich der wissenschaftlichen Referentin des Instituts
            für Sozialforschung, Sidonia Blättler, die sich des Projekts sofort mit leidenschaftlichem
            Interesse angenommen und es bis zum Ende mit klugem Auge überwacht hat.
         

         Axel Honneth

         Frankfurt am Main, im August 2015

      

   
      
         Anmerkungen der Übersetzerin
         

      

      Als Herbert Marcuse, Franz Neumann und Otto Kirchheimer ihre Secret Reports für den amerikanischen Geheimdienst verfassten, sprachen sie nach Auskunft von Zeitzeugen
         jenes »broken English«, das damals für viele Emigranten typisch war. Das machte sich
         natürlich auch in ihren Texten bemerkbar: Im Vergleich zu ihrem deutschen Wortschatz
         waren ihre Ausdrucksmöglichkeiten geringer, die deutschen Quellen, die sie verwendet
         und größtenteils selbst ins Englische übersetzt hatten, weisen sprachliche Unebenheiten
         und große Unterschiede in der Wortwahl auf. Ohne dass darin eine Systematik erkennbar
         wäre, wird zum Beispiel die deutsche »Behörde« manchmal mit »agency«, manchmal mit
         »authority« und manchmal auch schlicht mit »office« übersetzt, was aber wiederum auch
         »Amt« heißen kann. Das Englisch der Texte wirkt häufig schwerfällig; an manchen Stellen
         scheint deutlich die eine oder andere deutsche Redewendung durch.
      

      Für die hier vorliegende Übersetzung war das einerseits von Vorteil, weil an vielen
         Stellen deutsche Formulierungen automatisch auf der Hand lagen, andererseits aber
         auch von Nachteil. Marcuses, Neumanns und Kirchheimers Englisch war nicht falsch,
         aber nicht immer so klar, wie man es sich (zumal als Übersetzerin) wünschen würde.
         Manche Sätze sind sozusagen weder englisch noch deutsch, so dass sie auch für den
         amerikanischen Native Speaker nur schwer verständlich sind und das Gemeinte aus dem
         Kontext erschlossen werden muss. Hinzu kamen unvollständige Sätze, unklare Bezüge,
         uneindeutige Abkürzungen und unleserliche Stellen, die den Balanceakt, den jede Übersetzung
         zwischen Lesbarkeit und Treue zum Text leisten muss, im vorliegenden Fall besonders
         schwindelerregend machten. Der Berichtcharakter der Texte und die damalige Ausdrucksweise
         (Nazipartei, Fremdarbeiter) wurden so weit wie möglich beibehalten. Bei den häufig
         sehr technisch gehaltenen Empfehlungen der drei Autoren für den Einmarsch und die
         Besetzung Deutschlands durch alliierte Truppen ließ sich eine gewisse Sperrigkeit
         manchmal nicht vermeiden. Um der besseren Lesbarkeit willen wurden aber zum Beispiel
         die »United Nations« nicht mit den vor 1945 im deutschen Sprachraum häufiger verwendeten
         »Vereinigten Nationen«, sondern mit »Vereinten Nationen« übersetzt, wie es sich nach
         1945 endgültig durchsetzte. Die stilistischen Unbeholfenheiten, die den begrenzten
         Ausdrucksmöglichkeiten im Englischen geschuldet sind (dreimal dasselbe Verb in einem
         Satz), wurden – möglichst ohne die ursprüngliche Ungehobeltheit ganz zu verdecken
         – in der Übersetzung ebenfalls behutsam geglättet, zumal es sicherlich keine Lösung
         sein kann, das gebrochene Englisch deutscher Muttersprachler als gebrochenes Deutsch
         wiederzugeben. Das Deutsch, das Marcuse, Neumann und Kirchheimer geschrieben hätten,
         wenn die Secret Reports auf Deutsch verfasst worden wären, ist dabei aber natürlich nicht herausgekommen.
      

      Mit Ausnahme von Hitler, Himmler, Goebbels und Göring habe ich auch die von Marcuse,
         Neumann und Kirchheimer zitierten deutschen Quellen, die trotz aller Bemühungen heute
         nicht mehr auffindbar waren (Pressemitteilungen, Zeitungsartikel, Berichte über NSDAP-Versammlungen
         u.ä.), nicht, wie sonst üblich, in indirekter Rede wiedergegeben, sondern um der besseren
         Lesbarkeit willen – ohne dies jeweils eigens anzumerken – als Zitate ins Deutsche
         rückübersetzt, wobei es nicht immer gelungen sein dürfte, den Originalwortlaut zu
         treffen. Sofern nicht anders vermerkt, stammen die Übersetzungen der von den drei
         Autoren verwendeten englischen Quellen ebenfalls von mir. Die Namen von amerikanischen
         Institutionen und die Abkürzungen wurden soweit eingedeutscht, wie es für das Verständnis
         sinnvoll erschien. Im Original deutsche Wörter sind mit einem Sternchen (*) markiert,
         wie es mittlerweile gang und gäbe ist. Offenkundige kleinere Tipp- und Druckfehler
         habe ich stillschweigend korrigiert, zumal sich anhand der amerikanischen Buchfassung
         nicht immer feststellen ließ, wann und von wem sie gemacht wurden, und es sich hier
         zwar um eine möglichst genaue, aber nicht um eine historisch-kritische Ausgabe von
         Marcuses, Neumanns und Kirchheimers Berichten handelt. Kleinere Ergänzungen (zum Beispiel
         Vornamen, Daten, Untertitel u.ä.) sowie ergänzende Literaturverweise sind mit einfachen
         spitzen Klammern (‹…›) kenntlich gemacht, größere Eingriffe in den Text von meiner
         Seite sind annotiert, die bibliografischen Angaben von Marcuse, Neumann und Kirchheimer
         wurden in ihrer historischen Form belassen, alle Zusätze aber den heutigen Gepflogenheiten
         angepasst und durch einen Verweis auf ein zusätzlich erstelltes Literaturverzeichnis
         vervollständigt. Die bereits 1982 beziehungsweise 1986 für die beiden von Alfons Söllner
         herausgegebenen Bände Zur Archäologie der Demokratie in Deutschland zumindest teilweise übersetzten sieben Kapitel (vgl. Kap.: Zu den Texten, S. 27)
         wurden für die hier vorliegende Fassung durchgesehen, ergänzt und an die übrigen Kapitel
         angepasst. Ich bin Alfons Söllner und der Übersetzerin Sabine Gwinner (heute Eichmüller),
         zu der wir Kontakt aufnehmen konnten, dankbar, dass wir auf ihrer Arbeit aufbauen durften.
      

      Für ihre große Hilfsbereitschaft bei der Literaturbeschaffung möchte ich außerdem
         Frau Regina Elzner vom Deutschen Exilarchiv in Frankfurt am Main, Frau Isabella Haffelder
         aus der Bereichsbibliothek des Historischen Seminars der Universität Heidelberg, Frau
         Jutta Stanzel vom Europäischen Dokumentationszentrum am Institut für Politikwissenschaft
         der Universität Marburg, dem Team der Universitätsbibliothek J.C. Senckenberg in Frankfurt
         am Main sowie der Deutschen Nationalbibliothek in Frankfurt am Main und Leipzig danken.
         Darüber hinaus bin ich Sidonia Blättler vom Institut für Sozialforschung, dem Marcuse-Herausgeber
         Peter-Erwin Jansen, dem Wirtschaftshistoriker Werner Plumpe und last but beileibe
         not least dem Native Speaker Frederick Neuhouser zu großem Dank verpflichtet.
      

   
      
         Dank
         

      

      Mit Rat- und Vorschlägen haben viele zur Realisierung dieses Bandes beigetragen: Carlo
         Galli, Anna Guagnini, Peter-Erwin Jansen, Barry Katz, Ira Katznelson, Mariuccia Salvati,
         Anna Soci, Nadia Urbinati, Dominique Vidal und Richard Wolin. Ihnen und dem Personal
         der National Archives and Records Administration danke ich herzlich.
      

      R.L.

   
      
         Zu den Texten
         

      

      Die in diesem Band versammelten Texte stellen eine umfassende Auswahl der Geheimdienstberichte
         über Nazideutschland dar, die während des Zweiten Weltkriegs und unmittelbar danach
         von Franz Neumann, Herbert Marcuse und Otto Kirchheimer in ihrer Eigenschaft als Analytiker
         in der Mitteleuropa-Sektion der Research and Analysis Branch (R&A), der Forschungs-
         und Analyseabteilung des Office of Strategic Services (OSS)7 angefertigt wurden. Die zwischen 1975 und 1976 freigegebenen Schriftstücke werden
         in der Civil Archives Division, Legislative and Diplomatic Branch der US-National
         Archives in College Park, Maryland, Research Group 59, verwahrt; mit wenigen Ausnahmen
         sind sie alle auf Mikrofilm verfügbar (R&A Finished Reports).
      

      Alle diese Texte sind unterschiedlich; sie sind verschieden lang und erfüllen verschiedene
         Funktionen: Manche kommentieren zeitgenössische politische Ereignisse, manche ordnen
         ein spezifisches Phänomen historisch und politisch ein, und manche geben lange und
         komplizierte Berichte. Ursprünglich kursierten die Schriftstücke in anonymisierter
         Form und waren nur mit einem Titel, ihrem internen Erscheinungsdatum und einer Katalognummer
         versehen. Aus diesem Grund ist die Zuschreibung der einzelnen Berichte umstritten:
         Als einer der ersten, der über das Material aus dem Archiv des OSS arbeitete, vertrat
         Alfons Söllner in seiner zweibändigen Archäologie der Demokratie in Deutschland (Söllner 1986a und 1986b) die Auffassung, dass es unmöglich sei, einzelne Verfasser
         für die jeweiligen Berichte zu ermitteln, weil an deren tatsächlicher Umsetzung viele
         Analytiker beteiligt gewesen seien. Obwohl es sicherlich zutrifft, dass die Berichte
         das Ergebnis von Teamwork waren und sich in den verschiedenen Umsetzungsphasen häufig
         mehrere Analytiker substantiell an ihnen beteiligten, oblag, wie neue, Söllner noch
         nicht zugängliche Quellen zeigen, die Abfassung jedes Berichts ohne Frage klar der
         Verantwortung eines oder mehrerer Autoren, die eine Arbeitsgruppe koordinierten, die
         Forschungsarbeit planten und den Löwenanteil des Textes aufsetzten. Herbert Marcuses
         Texte Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (Kap. 14), Die Auflösung der Nazipartei und der an sie angeschlossenen Organisationen (Kap. 16) und Politische Richtlinien zur Wiederbelebung alter Parteien und zur Gründung neuer Parteien
            in Deutschland (Kap. 18) sind hierfür ausgezeichnete Beispiele: Wie der Verfasser selbst in einem
         im Frankfurter Marcuse-Archiv aufgefundenen Schriftstück erklärt, das höchstwahrscheinlich
         im Rahmen einer Bewerbung für eine akademische Position entstand und inzwischen unter
         dem Titel Description of Three Major Projects (Marcuse 1998e) erschienen ist, schrieb Marcuse die drei Texte selbst und nahm für
         die Zusammenstellung des Datenmaterials und der bibliografischen Angaben die Hilfe
         verschiedener Mitarbeiter in Anspruch. Ähnlich wie bei Arbeiten, die in einem Verlag
         oder in einer Zeitschrift erscheinen, wurde die Schlussfassung der Berichte vom Projektausschuss
         der R&A redaktionell überarbeitet und dann dem Autor zur endgültigen Freigabe vorgelegt.
      

      In der Regel war es möglich, die Namen des tatsächlichen Verfassers beziehungsweise
         der tatsächlichen Verfasser der einzelnen Berichte herauszufinden, wenn man andere
         R&A-Dokumente hinzuzog – wie zum Beispiel Briefe, Besprechungsnotizen, Zwischenberichte
         oder interne Memos, die in der Military Records Division des Nationalarchivs in College
         Park, insbesondere in den Akten der Research and Analysis Branch, Research Group 226,
         verwahrt werden und 1980 freigegeben wurden. Diese Forschungsarbeit wurde zuerst von
         Barry M. Katz für den Band Foreign Intelligence. Research and Analysis in the Office of Strategic Services 1942–1945 (Katz 1989) in Angriff genommen. Seine Hinweise stimmen freilich nicht immer mit
         den Ergebnissen meiner eigenen Nachforschungen in den amerikanischen Archiven überein,
         die ich in Vorbereitung dieses Bandes durchgeführt habe. Wie dem auch sei: Ich habe
         mich entschieden, nur die Texte auszuwählen, bei denen es mit hinreichender Sicherheit
         möglich war, wenigstens einen der drei Autoren als für seine Abfassung verantwortlich
         zu bestimmen. Auskünfte über die Verfasser der Texte erfolgen in einer kurzen, dem
         jeweiligen Text vorangestellten Anmerkung des Herausgebers. Darin werden auch das
         Schriftstück oder die Schriftstücke, die zum Aufspüren des Autors oder der Autoren
         herangezogen wurden, sowie die Katalognummer angegeben, unter der der Bericht ursprünglich
         vom OSS geführt wurde. Wo erforderlich, sind darin auch weitere nützliche Informationen
         über den Zusammenhang, in dem der Bericht erschien, und über mögliche Koautoren enthalten.
      

      Die Texte Die Kommunistische Partei Deutschlands (Kap. 13), Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (Kap. 14), Die Auflösung der Nazipartei und der an sie angeschlossenen Organisationen (Kap. 16), Führerprinzip und strafrechtliche Verantwortung (Kap. 27), Politische Richtlinien zur Wiederbelebung alter Parteien und zur Gründung neuer Parteien
            in Deutschland (Kap. 18), Die Wiederaufnahme des politischen und konstitutionellen Lebens in Deutschland unter
            einer Militärregierung (Kap. 23) und Entwicklungsstand und Aussichten der Gewerkschaften und Betriebsräte in Deutschland (Kap. 30) erschienen anonym und zum Teil in gekürzter Form in Söllners oben zitierten
         Bänden erstmals auf Deutsch. Auszüge aus den Berichten Mögliche Muster für den deutschen Zusammenbruch (Kap. 9) und Der Attentatsversuch auf Hitler und seine Folgen (Kap. 11) erschienen auf Englisch in der von Jürgen Heideking und Christof Mauch
         (1998) herausgegebenen Anthologie American Intelligence and the German Resistance to Hitler. A Documentary History. Hier erscheinen die Berichte in vollständiger Länge. Lediglich das Inhaltsverzeichnis
         und die Abstracts, die ursprünglich am Anfang der Texte standen, wurden weggelassen,
         da sie inhaltlich nichts Neues beitragen. In manchen Fällen wurden auch einige Anhänge,
         die kaum relevante Statistiken oder Namenslisten enthalten, nicht mit abgedruckt.
         Sie werden aber in der jeweiligen Anmerkung des Herausgebers zu Beginn der einzelnen
         Berichte aufgeführt.
      

      Obwohl sie ursprünglich auf Englisch geschrieben wurden, ist den Texten die deutsche
         Herkunft ihrer Verfasser deutlich anzumerken. Der Leiter der Mitteleuropa-Sektion
         zwischen 1943 und 1945, Eugene N. Anderson, erinnerte sich noch daran, dass die drei
         deutschen Gelehrten »gebrochenes Englisch« sprachen, eine Art Lingua franca, die durch
         den üblichen, von der R&A-Leitung angeordneten »militärischen« Stil noch schwerfälliger
         wurde. Trotzdem habe ich mich entschieden, die Texte nicht zu ändern und die editorischen
         Eingriffe auf die bloße Korrektur von offensichtlichen Tippfehlern zu beschränken.
         Auch in den Anmerkungen beschränken sich die Erläuterungen auf Fälle, in denen sie
         meiner Meinung nach für den Leser wirklich nützlich sind, und dort habe ich – in eckigen
         Klammern – auch Querverweise auf die jeweiligen Texte eingefügt, wo ich sie für hilfreich
         hielt.
      

      Die Entwicklung der neuen Technologien und besonders des Internet haben die Rolle
         eines Herausgebers ohnehin grundlegend verändert. Seine Qualität und Zuverlässigkeit
         bemessen sich nicht mehr an der Generierung eines beeindruckenden Anmerkungsapparats,
         sondern eher an seiner Fähigkeit, aus einem dem Leser heute leicht und ohne fremde
         Hilfe zugänglichen Übermaß an Informationen nützliche Informationen auszuwählen.
      

      Die Einleitung und die Anmerkungen des Herausgebers zu den Texten wurden von Jason
         Francis McGimsey aus dem Italienischen ins Englische übersetzt.
      

      R.L.

   
      
         Über die Autoren
         

      

      
         
            Franz Leopold Neumann
            

         

         Als Sohn eines kleinen jüdischen Geschäftsmannes am 23. Mai 1900 in Kattowitz geboren,
            studierte Franz Neumann Jura, Philosophie und Ökonomie in Leipzig – wo er 1918 in
            die SPD eintrat und sich an den Barrikaden der Soldaten und Arbeiter während der deutschen
            Novemberrevolution beteiligte –, Rostock und Frankfurt am Main – wo er zusammen mit
            Leo Löwenthal eine sozialistische Studentenvereinigung gründete und 1923 mit einer
            juristischen Arbeit zur Straftheorie promovierte.
         

         Von 1925 bis 1927 war Neumann als Rechtsreferendar und Assistent bei dem führenden
            deutschen sozialdemokratischen Arbeitsrechtler und einem der Väter der Weimarer Verfassung,
            Hugo Sinzheimer, tätig und lehrte an der gewerkschaftseigenen Akademie der Arbeit,
            die an die Universität Frankfurt angeschlossen war. 1928 zog er nach Berlin, wo er
            zusammen mit Ernst Fraenkel, einem anderen ehemaligen Studenten von Sinzheimer, als
            Anwalt für Arbeitsrecht die Bauarbeitergewerkschaft und andere Gewerkschaften vertrat
            und für das offizielle SPD-Organ Die Gesellschaft mehrere Essays über Arbeitsrecht, Kartelle und Monopolwirtschaft schrieb, während
            er die Seminare von Hermann Heller und Carl Schmitt an der Berliner Universität besuchte.
            Im Kampf gegen Einschränkungen der Redefreiheit sowie illegale Entlassungen und Verhaftungen
            von Arbeitern durch die Papen-, Schleicher- und Hitler-Regierung wurde er im Sommer
            1932 hauptamtlicher Rechtsberater der SPD.
         

         Nach dem Überfall der faschistischen SA-Trupps auf die Gewerkschaftsbüros floh Neumann,
            bevor er verhaftet werden konnte, am 2. Mai 1933 nach London. Dort studierte er bei
            dem früheren Frankfurter Soziologieprofessor Karl Mannheim und dem marxistischen Theoretiker
            Harold Laski an der London School of Economics, wo er 1936 mit der Arbeit The Governance of the Rule of Law: An Investigation into the Relationship between
               Political Theories, the Legal System, and the Social Background in the Competitive
               Society (vgl. Neumann 1980 [1936]) einen zweiten Doktortitel erwarb. Auf Laskis Empfehlung
            begann im selben Jahr seine Zusammenarbeit mit dem Institut für Sozialforschung, für
            dessen Interessen und Verbreitung in England er sich einsetzte, bevor er in die Vereinigten
            Staaten übersiedelte. Trotz Laskis Unterstützung gelang es Neumann nicht, in den Vereinigten
            Staaten einen Posten im akademischen Betrieb zu finden. Stattdessen arbeitete er vor
            allem als Anwalt für das Institut. Sein intellektueller Beitrag zur Institutsarbeit
            beschränkte sich auf einige Essays und eine Reihe von Vorträgen über den totalitären
            Staat im Rahmen der an der Columbia University stattfindenden Seminare des Instituts.
         

         Nach der Veröffentlichung von Behemoth: The Structure and Practice of National Socialism im Jahr 1942 (Neumann 1977 [1942/1944]) begann sein Beitrag zum Kriegseinsatz, zunächst
            als Berater des Board of Economic Warfare. Danach trat er in die Forschungs- und Analyseabteilung
            (R&A) des OSS ein.
         

         Nach Kriegsende und seiner Teilnahme an den Nürnberger Prozessen als Mitglied von
            Richter Robert H. Jacksons Team wurde Neumann 1948 Professor für Politikwissenschaften
            an der Columbia University. Beim Aufbau der Politischen Theorie an den amerikanischen
            Universitäten spielte er eine maßgebliche Rolle; zudem wirkte er an der Gründung der
            Freien Universität Berlin mit. Als berühmter und hoch angesehener Wissenschaftler
            auf beiden Seiten des Atlantiks starb er am 2. September 1954 bei einem Autounfall
            im schweizerischen Visp. Seine intellektuellen Beiträge aus dieser Zeit, die die Demokratietheorie
            in den Vereinigten Staaten nach dem Krieg nachhaltig beeinflusst haben, sind inzwischen
            in dem postumen, von Herbert Marcuse herausgegebenen Sammelband The Democratic and the Authoritarian State (vgl. Neumann 1986 [1957]) erschienen.
         

      

      
         
            Herbert Marcuse
            

         

         Herbert Marcuse wurde am 19. Juli 1898 als Sohn eines jüdischen Geschäftsmannes in
            Berlin geboren. Seine Familie war gut an die deutsche Vorkriegsgesellschaft assimiliert.
            Schon als Schüler am Mommsen-Gymnasium trat er dem Wandervogel bei, einer der vielen
            Jugendbewegungen, die vor dem Ersten Weltkrieg in Deutschland entstanden und eine
            romantisierende Kritik an der politischen und sozialen Struktur des kaiserlichen Deutschland
            propagierten. 1914 brach der Krieg aus, 1916 wurde Marcuse ins Deutsche Heer eingezogen.
            Seine schlechten Augen bewahrten ihn vor einem Fronteinsatz, und er erhielt schließlich
            die Erlaubnis, Vorlesungen an der Berliner Universität zu besuchen. Die negativen
            Auswirkungen des Krieges auf die deutsche Gesellschaft schärften sein politisches
            Bewusstsein; 1917 trat er in die SPD ein, danach in die von Karl Kautsky gegründete
            Unabhängige Sozialdemokratische Partei; er hatte große Sympathien für den Radikalismus
            von Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts Spartakusbund, und während der Novemberrevolution
            nahm er in Berlin als Vertreter der Soldatenräte an der bewaffneten Verteidigung des
            Alexanderplatzes gegen die Angriffe der Freikorps teil.
         

         Nach der Entführung und Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht war Marcuse
            schwer enttäuscht von der SPD, die in seinen Augen für den Mord moralisch verantwortlich
            war, und vom Dogmatismus der neuen Kommunistischen Partei. Er gab alle politischen
            Mitgliedschaften auf und wandte sich wieder seinen Studien an der Humboldt-Universität
            und in Freiburg zu, wo er im Jahr 1922 seine Doktorarbeit über den deutschen Künstlerroman
            abschloss. Nach dem Ende seines Promotionsstudiums ging er zurück nach Berlin, wo
            er von 1924 bis 1929 in einem Verlags- und Antiquariatsgeschäft arbeitete, an dem
            er mit Hilfe seines Vaters Anteile erworben hatte.
         

         1929 kehrte Marcuse an die Universität Freiburg zurück, um Philosophie zu studieren.
            Bei Martin Heidegger arbeitete er an einer Studie über Hegels Ontologie und die Grundlegung einer Theorie der Geschichtlichkeit, die seine – für die Erlangung einer Professur erforderliche – Habilitationsschrift
            werden sollte und die er 1932 ohne Heideggers Einwilligung veröffentlichte (Marcuse
            1975 [1932]). In diesen Jahren unternahm Marcuse in einer Reihe von Essays, die in
            Die Gesellschaft erschienen, einen ersten Versuch, Heideggers Existentialismus in die marxistische
            Theorie zu integrieren – ein Projekt, das er nach der Veröffentlichung von Marx’ Ökonomisch-Philosophischen Manuskripten im Jahr 1933, über die er eine der ersten Rezensionen schrieb, aufgab.
         

         Nach dem Aufstieg des Nazismus emigrierte Marcuse in die Schweiz, wo er auf Empfehlung
            von Edmund Husserl für die Genfer Zweigstelle des Instituts für Sozialforschung tätig
            war, bevor er 1934 in die Vereinigten Staaten übersiedelte. In diesen Jahren steuerte
            er mehrere Essays über die Entwicklung der »Kritischen Gesellschaftstheorie« zur Institutszeitschrift
            bei, und 1941 veröffentlichte er ein zweites Buch über Hegel: Reason and Revolution: Hegel and the Rise of Social Theory (Marcuse 2004 [1941]).
         

         Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und der Auflösung des OSS blieb Marcuse als Analytiker
            kommunistischer Gesellschaften des State Department in Washington. Erst nach dem Tod
            seiner Frau Sophie schied er 1950 aus dem Staatsdienst aus. Dank eines Stipendiums
            der Rockefeller Foundation arbeitete er danach an der Columbia (1952–1954) und an
            der Harvard University (1954–1955) an einem Projekt über den sowjetischen Kommunismus
            (vgl. Marcuse 2004 [1958]). 1955 heiratete er Inge Werner Neumann, die Witwe von Franz
            Neumann, und er veröffentlichte Eros and Civilization: A Philosophical Inquiry into Freud (Marcuse 1965 [1955]), das ihm eine akademische Karriere eröffnete.
         

         1954 wurde er auf eine Professur für Philosophie und Politische Wissenschaften an
            die Brandeis University berufen, wo er bis 1965 blieb. Nach der Veröffentlichung des
            One-Dimensional Man: Studies in the Ideology of Advanced Industrial Society (Marcuse 2014 [1964]), der ihn zum »Vater der Studentenbewegung« machte, erhielt
            er einen Ruf an die University of California in San Diego. Seine letzten Jahre zeichneten
            sich durch jugendlichen politischen Aktivismus und hohe intellektuelle Produktivität
            aus – mit Werken wie An Essay on Liberation (2008 [1968]), Counterrevolution and Revolt (2004 [1972] und Die Permanenz der Kunst (1977). Seine Beteiligung an und Unterstützung der radikalen Protestbewegung machten
            ihn zunehmend zur Zielscheibe von Angriffen sowohl aus erzkonservativen Kreisen wie
            der Amerikanischen Legion, dem Ku-Klux-Klan, der Republikanischen Partei (während
            seines Wahlkampfes forderte Gouverneur Ronald Reagan die University of California
            auf, Marcuse zu feuern) als auch von Seiten linker Gruppen – zum Beispiel der Progressive
            Labor Party und der Weathermen. Marcuse starb am 29. Juli 1979 in Starnberg.
         

      

      
         
            Otto Kirchheimer
            

         

         Otto Kirchheimer wurde am 11. November 1905 in Heilbronn in eine jüdische Familie
            hineingeboren. Von 1924 bis 1928 studierte er Philosophie und Geschichte in Münster
            und Jura und Sozialwissenschaften in Köln, Berlin und Bonn, wo er mit einer von Carl
            Schmitt betreuten Doktorarbeit Zur Staatslehre des Sozialismus und Bolschewismus seinen Abschluss machte.
         

         Danach war er als Rechtsreferendar in der preußischen Justizverwaltung und als Dozent
            an mehreren Gewerkschaftsschulen tätig, während er sich mit zahlreichen Essays aktiv
            an der linken Kritik an der Weimarer Republik und der SPD-Politik beteiligte.
         

         Dank einer Anschubfinanzierung durch die London School of Economics emigrierte Kirchheimer
            im Sommer 1933 nach Paris, wo er sich auf Strafrecht spezialisierte. Hier begann auch
            seine Zusammenarbeit mit dem Institut für Sozialforschung, dessen französischer Zweigstelle
            er sich anschloss; im Herbst 1937 übersiedelte er dann als wissenschaftlicher Mitarbeiter
            an die amerikanische Zweigstelle in New York. Bis zum Sommer 1938 bestand seine Hauptaufgabe
            im Institut in der Überarbeitung von Georg Rusches Studie Arbeitsmarkt und Strafvollzug, die unter Nennung von Kirchheimer als Koautor 1939 unter dem Titel Punishment and Social Structure im Rahmen der Institutsreihe veröffentlicht wurde (vgl. Rusche und Kirchheimer 1974
            [1939]). Kirchheimer schrieb auch eine Reihe von wichtigen Essays über den Nationalsozialismus
            für das Institut.
         

         Als das Institut Kirchheimer 1943 mitteilte, dass es ihn nicht länger finanziell unterstützen
            könne, nahm er eine Stellung als Gastdozent am Wellesley College an, bevor er zunächst
            nebenberuflich als Berater und dann als hauptamtlicher Analytiker in das OSS eintrat.
            Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs blieb er Mitarbeiter des State Department, wo
            er von 1950 bis 1955 die Funktion des Leiters der Mitteleuropa-Abteilung des Office
            of Intelligence Research (OIR)8 bekleidete.
         

         1955 wurde Kirchheimer auf eine Professur für Politische Wissenschaften an die New
            School for Social Research berufen, 1961 veröffentlichte er sein Opus magnum, Political Justice (Kirchheimer 1965 [1961]), und 1962 wechselte er auf eine Professur für Staatswissenschaften
            und Politische Wissenschaften an die Columbia University. In diesen Jahren entwickelte
            er seine Theorie der »Allerweltspartei« zur Beschreibung der zunehmenden Tendenz der
            politischen Massenparteien, nicht länger die Interessen spezifischer Bezugsgruppen
            zu verfolgen, sondern die Unterstützung der Mehrheit der Wählerschaft zu gewinnen.
            Auf dem Rückweg nach New York starb Kirchheimer am 22. November 1965 auf dem Washingtoner
            Flughafen an einem Herzinfarkt.
         

      

   
      
         Einleitung
         

      

      1. An einem heißen Sommertag während des langen italienischen 1968 unterbrach der
         Anführer der französischen Studentenbewegung, Daniel Cohn-Bendit (Abgeordneter im
         Europaparlament 1994 bis 2014 und angesehenes Mitglied der Grünen), immer wieder einen
         Vortrag von Herbert Marcuse im brechend vollen Eliseo-Theater in Rom und forderte
         ihn auf, sich zu seiner skandalösen Vergangenheit als CIA-Agent während des Zweiten
         Weltkriegs zu bekennen (vgl. Giacchetti 2004). Die – ursprünglich in den Vereinigten
         Staaten von einer anonymen Quelle verbreitete und später von der europäischen Presse
         aufgegriffene (Marcuse 1969; Matthias 1969) – Anschuldigung war unrichtig: Der deutsche
         Philosoph hatte keineswegs mit der umstrittenen amerikanischen Behörde zusammengearbeitet,
         schon gar nicht während des Krieges, als es die CIA noch gar nicht gab. Stattdessen
         war Marcuse später in der Zeit seiner politischen Berühmtheit als »Vater der Studentenbewegung«
         Gegenstand von FBI-Ermittlungen (wobei man der Ehrlichkeit halber sagen muss, dass
         die Hälfte der Aktennotizen im Zusammenhang mit diesen Ermittlungen die Frage betrafen,
         wie man ihn besonders nach 1968 vor Todesdrohungen schützen könne). Indirekt trug
         die Provokation von »Dany le Rouge« jedoch dazu bei, eine Phase von Marcuses Leben
         zu beleuchten, die vorher kaum beachtet worden war. Das Gleiche galt für andere Vertreter
         der sogenannten Frankfurter Schule, wie Franz Neumann und Otto Kirchheimer, die sich
         ebenfalls am amerikanischen Kriegseinsatz beteiligt hatten, indem sie für die Forschungs-
         und Analyseabteilung (R&A) von Amerikas erstem Geheimdienst, dem Office of Strategic
         Services (OSS), politische Analysen erstellten.9

      Eigentlich legten diese Denker in Bezug auf ihren Staatsdienst eine ziemliche Unbefangenheit
         an den Tag. Mehr als einmal verteidigten sie ihre Beteiligung an einem der wenigen
         Versuche, die Kritische Theorie der Frankfurter Schule zu einem praktischen Werkzeug
         im Kampf gegen den Faschismus zu machen, mit einem gewissen Stolz (Marcuse et al.
         1978). Exakt in dem Moment, als sich Max Horkheimer und Theodor Adorno ins kalifornische
         Exil zurückzogen, um ihre Dialektik der Aufklärung zu schreiben – den philosophischen Urtext* der Frankfurter Schule, den sie als »Flaschenpost«
         für spätere Generationen verstanden, während sie mit einer heillos bösen Gegenwart
         konfrontiert waren –, verfassten die drei anderen Mitglieder der Frankfurter Schule
         eine beeindruckende Zahl von Studien und Berichten über den »deutschen Feind«, die
         nicht nur zu den differenziertesten und aufschlussreichsten, jemals von Mitgliedern
         der Frankfurter Schule vorgelegten Analysen Nazideutschlands gehören, sondern auch
         eine außerordentliche historische Quelle für die Erforschung des Zweiten Weltkriegs
         darstellen.
      

      Die Jahre, die die drei »Frankfurter« im amerikanischen Staatsdienst verbrachten,
         haben wenig mit den romantisierenden Vorstellungen über das Leben eines Geheimagenten
         zu tun, der in höchster Gefahr an Kriegsschauplätzen operiert, oder eines Doppelagenten,
         der sich insgeheim mit dem Feind verschworen hat; ihr Unterfangen ähnelt sehr viel
         eher jener »Arbeit am Begriff«, die man mit einem strengen deutschen Professor assoziiert.
      

      Unter der Leitung des Harvard-Historikers William Langer war die Forschungs- und Analyseabteilung
         in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts faktisch die größte amerikanische Forschungseinrichtung.
         In ihrer Blütezeit zwischen 1943 und 1945 hatte sie über 1200 Angestellte, von denen
         400 im Ausland stationiert waren. In vielerlei Hinsicht war dies der Ort, an dem nach
         dem Zweiten Weltkrieg die amerikanischen Sozialwissenschaften das Licht der Welt erblickten
         – mit Schützlingen der angesehensten amerikanischen Hochschullehrer und einem großen
         Kontingent aus Europa emigrierter Intellektueller in ihren Reihen (vgl. Katz 1989;
         Winks 1987: insb. Kap. 2). Um nur einige dieser Persönlichkeiten zu nennen: der Anthropologe
         Gregory Bateson, der Historiker Felix Gilbert, der Geograf Richard Hartshorne, die
         marxistischen Ökonomen Paul Sweezy und Paul Baran, der Ökonom Walter W. Rostow, der
         spätere Nobelpreisträger Wassily Leontief, Arthur Schlesinger Jr., die Soziologen
         Talcott Parsons und Barrington Moore Jr., der zweimalige Pulitzer-Preisträger und
         Altphilologe Norman O. Brown und die Mitglieder der Frankfurter Schule Arkadij Gurland
         und Friedrich Pollock. Diese Männer bildeten das »theoretische Gehirn« der amerikanischen
         Kriegsmaschinerie (Söllner 1986a: 27). Nach Auskunft ihres Gründers, Colonel William
         »Wild Bill« Donovan, fungierte die Forschungs- und Analyseabteilung für den Geheimdienst
         als »final clearinghouse«, als abschließende Clearingstelle, das heißt als ein Strukturierungsinstrument,
         das zwar nicht in die Festlegung der Kriegsstrategie und -taktik einbezogen war, das
         aber dank der einzigartigen Fähigkeiten von Spezialisten vor Ort in der Lage war,
         die relevanten Quellen zu interpretieren, die ungeheure Flut von militärischen Informationen,
         die in Washington eingingen, zu sammeln, zu ordnen, zu analysieren und zu filtern.10 In einem totalitären Weltkrieg, war Donovan überzeugt, »müssen die Geheimdienste
         total und totalitär sein«.11

      2. Man könnte die Tätigkeit von Neumann, Marcuse und Kirchheimer für die Forschungs-
         und Analyseabteilung wahrscheinlich als Teil der »totalen Mobilmachung« der akademischen
         und intellektuellen Welt Amerikas betrachten, die nach dem Kriegseintritt der Vereinigten
         Staaten bis in die »Seminarräume von [deren] Colleges« vordrang und die »zerlesenen
         Bücher unserer Gelehrten zum Rascheln brachte« (Earle 1942: 5, Anm. 3).
      

      Der erste der drei deutschen Gelehrten, der nach Washington übersiedelte, war Franz
         Neumann. Nach mehrmaligen sorgfältigen Überprüfungen durch das FBI wurde er im Frühjahr
         1942 als Chefberater des Board of Economic Welfare eingestellt und später – im August
         desselben Jahres – als Chefökonom in der Geheimdienstabteilung des Büros des US-Stabchefs.
         Anfang 1943 übernahm er die Aufgaben eines stellvertretenden Leiters der Mitteleuropa-Sektion
         – derjenigen Unterabteilung der R&A, die mit der Analyse und der Beobachtung von Nazideutschland
         (und Österreich sowie den anderen mitteleuropäischen Ländern) betraut war. Er errang
         diese leitenden Positionen aufgrund des Ansehens, das er durch die Veröffentlichung
         von Behemoth: The Structure and Practice of National Socialism 1942 erworben hatte – eines Buches, das wiederum aus einem im Auftrag des Stellvertretenden
         Generalstaatsanwaltes (Assistant Attorney General) Thurman W. Arnold vorbereiteten
         Memorandum resultierte und einen bedeutenden Beitrag zum amerikanischen Kriegseinsatz
         darstellte.
      

      In der Hoffnung auf eine akademische Anstellung hatte Marcuse 1941 Reason and Revolution: Hegel and the Rise of Social Theory veröffentlicht. Das Institut für Sozialforschung verließ er nur widerstrebend, aber
         mit dem Ziel, »Vorschläge« zu formulieren, wie man dem amerikanischen Volk in der
         Presse, im Kino, durch Propaganda usw. den Feind präsentieren könne,12 trat er in das Office of War Information (OWI) ein.13 Im März 1943 stieß Marcuse als leitender Analytiker in der Mitteleuropa-Sektion der
         R&A zu Neumann und etablierte sich schnell als »führender Deutschland-Analytiker«.14

      Kirchheimer, der 1942 zusammen mit Arkadij Gurland und Neumann an einer wichtigen
         Studie über The Fate of Small Business in Nazi Germany für den Sonderausschuss zur Untersuchung der Probleme von Amerikas Kleinbetrieben
         im US-Senat gearbeitet hatte, war einige Monate als Berater für das OSS tätig, bevor
         er 1944 als Fachmann für das deutsche Strafrechts- und Verfassungssystem unter den
         Mitgliedern der Mitteleuropa-Sektion willkommen geheißen wurde (Gurland, Kirchheimer
         und Neumann 2003).15

      Die Staatsdiensterfahrung dieser drei Mitglieder des Instituts für Sozialforschung
         fiel zeitlich mit einem Wendepunkt in der Frankfurter Schule zusammen. Der Weggang
         von vielen Gelehrten, die sie berühmt gemacht hatten, markierte in mehrfacher Weise
         das Ende der Frankfurter Schule als theoretisch einheitlicher Bewegung. Eine Ursache
         für diese Auflösung waren sicherlich die wachsenden ökonomischen Schwierigkeiten des
         (von Max Horkheimer geleiteten und von der Columbia University in New Yorks Morningside
         Heights untergebrachten) Instituts für Sozialforschung (Wiggershaus 1986). Während
         seiner Verhandlungen mit den Washingtoner Behörden beschwor Marcuse Horkheimer mehrmals
         inständig, ihm einen ökonomischen oder intellektuellen Grund zu geben, auf die ökonomische
         Sicherheit zu verzichten, die sein Eintritt in den Staatsdienst ihm gewähren würde.
         In der zweiten Hälfte der 1930er Jahre hatte Marcuse einen großen Beitrag zur Formulierung
         des Programms der Kritischen Theorie geleistet (Horkheimer 1988 [1937]; Marcuse 1979
         [1937]). Er konnte die Staatsdiensterfahrung damals nur dann nicht als Strafe empfinden,
         wenn sie als direkte Fortsetzung der Beiträge betrachtet wurden, die das Institut
         seit Kriegsbeginn durch den Ausstoß von Memoranden, Forschungsprojekten und Konferenzen
         über Nazideutschland für den amerikanischen Kriegseinsatz zu liefern versuchte.16 Neumanns und Kirchheimers Ausscheiden aus dem Institut war etwas weniger emotional;
         da es Horkheimer nicht möglich war, weiterhin die »Kosten« für ihre Aktivitäten am
         Institut zu tragen, drängte er sie sogar deutlich, die Stellenangebote der verschiedenen
         Regierungsbehörden in Washington anzunehmen (Wiggershaus 1986: 327–331).
      

      Wie Horkheimer in einem Brief an Neumann vom 1. Februar 1942 einräumte (ebd.: 329
         f.), gingen die finanziellen Schwierigkeiten des Instituts auch mit erheblichen theoretischen
         und politischen Divergenzen einher, die im Zusammenhang mit der Frage der Beschaffenheit
         und der Funktion des Nationalsozialismus aufgetreten waren. Die ganze Gruppe teilte
         die Idee, dass der Nazismus Teil eines umfassenderen sozialen Transformationsprozesses
         sei, der in einem einzigen Herrschaftsparadigma auch den Sowjetkommunismus und die
         liberalen Demokratien in sich begriff. Der Nazismus war somit ein Teil dessen, was
         Horkheimer und Adorno später in den 1950er Jahren als »totale Vergesellschaftung«
         beziehungsweise den für Massengesellschaften typischen Prozess systematischer Unterdrückung
         definierten, der »einem vorgeblich bloß biologischen Einzelwesen ›Mensch‹ nicht länger
         nur von außen [widerfährt], sondern […] die Individuen auch im Innern [ergreift] und
         […] sie […] zu Monaden der gesellschaftlichen Totalität« macht (Institut für Sozialforschung
         1956: 36). Die Meinungsverschiedenheiten bestanden in der Bestimmung der treibenden
         Kraft hinter dem totalitären Vergesellschaftungsprozess, die Horkheimer, Adorno und
         Friedrich Pollock in der autonomen politisch-technischen Bewegung sahen, der die Ökonomie
         jetzt unaufhaltsam unterworfen wurde. Demgegenüber war jene treibende Kraft für die
         zukünftigen Analytiker in der Forschungs- und Analyseabteilung vorwiegend ökonomischer
         Natur. Horkheimer und Pollock begriffen ihre Analyse als Teil des breiteren theoretischen
         Rahmens des »Staatskapitalismus« – das heißt als Ausdruck einer qualitativ neuen sozialen
         Ordnung, in der es keine autonomen Märkte mehr gibt und das private Gewinnstreben
         den Erfordernissen des allgemeinen Plans untergeordnet wird, so dass das »Machtmotiv«
         tendenziell das Gewinnmotiv immer weiter ersetzte und traditionelle Kapitalisten »Rentner«
         wurden (Pollock 1975a [1941]: 72–100). Aus dieser Perspektive kann der Nazismus sicherlich
         als eine auf das »Primat der Politik über die Wirtschaft« gegründete »neue Ordnung«
         betrachtet werden (Pollock 1975b [1941]: 101–117).17 Den im selben Zeitraum von James Burnham und davor bereits in der konservativen,
         von Ferdinand Fried herausgegebenen deutschen Zeitschrift Die Tat vertretenen Thesen (Burnham 1941)18 nicht unähnlich, war Horkheimer der Ansicht, dass Macht eine überwiegend unpersönliche
         Gestalt angenommen hatte und nun aufgrund von dessen besserer technischer Kenntnis
         der Organisationsalchemie von einer neuen Sozialfigur repräsentiert wurde: dem Manager
         (Horkheimer 1987 [1942]).19 Über das Kapital verfügte administrativ zunehmend die politische Macht, die ihrerseits
         der ökonomischen Herrschaft des Großunternehmertums verpflichtet war, wodurch sich
         wiederum die Zusammensetzung der sozialen Klassen änderte.
      

      In Behemoth hatte Neumann hingegen den Nazismus als »Nicht-Staat« definiert, als eine Form von
         monopolistisch-totalitärem Kapitalismus, wo »die herrschenden Gruppen die übrige Bevölkerung
         direkt kontrollieren – ohne die Vermittlung durch den wenigstens rationalen, bisher
         als Staat bekannten Zwangsapparat« (Neumann 1977 [1942/1944]: 543). In seinen Augen
         war Pollocks Behauptung in Bezug auf den Staatskapitalismus eine contradictio in adjecto, die in ihrer Untauglichkeit der These vom »Massenstaat« ähnelte, die im selben Zeitraum
         von einem anderen deutschen Emigranten, Emil Lederer, vorgebracht wurde, der die faschistische
         Diktatur als »modernes politisches System, das sich auf die amorphen Massen stützt«,
         definierte. Um den Machterhalt des Diktators sicherzustellen, habe dieses System die
         »Schichtstruktur« der Gesellschaft zerstört und so eine perverse Form von »klassenloser
         Gesellschaft« erzeugt (Lederer 1995 [1940]: 43). Für Neumann hatte der Kapitalismus
         unter den Nazis seine inneren Gegensätze nicht überwunden, die jetzt auf einer höheren
         Ebene wirkten und durch die Verwendung eines leistungsstarken bürokratischen Apparats
         und die Ideologie der völkischen* Gemeinschaft kaschiert wurden. Das NS-Regime förderte
         und verschärfte nämlich den Prozess der monopolistischen Konzentration, indem es die
         Macht der Industriepotentaten stärkte und die Stellung von Mittelstand und Arbeiterklasse
         schwächte. Während das kapitalistische System seine interne Dynamik nicht verloren
         hatte und der Profit weiterhin die »die Expansion befeuernde Energie« war, machte
         das mit dem Monopolisierungsprozess einhergehende Ende der autonomen Märkte eine totalitäre
         politische Macht erforderlich.
      

      Kirchheimers und Marcuses Erklärung zufolge war der Aufstieg der Nazis zur Macht weder
         das Ergebnis einer sozialen Revolution, die die Produktionsverhältnisse in der kapitalistischen
         Gesellschaft qualitativ veränderte, noch die einfache Wiederherstellung des Status
         quo vor der Weimarer Republik. Er war eher Ausdruck einer Verlagerung des »politischen
         Kompromisses«, auf dem die moderne deutsche Gesellschaft bis dahin gegründet gewesen
         war. Der Kompromiss bestand nicht mehr zwischen den Parlamentariern und der Regierung
         wie im klassischen Liberalismus oder in Abmachungen zwischen gegnerischen freiwilligen
         Vereinigungen wie in der Ära der Massendemokratie (Weimar). Die deutsche Gesellschaft
         gründete jetzt auf »Pakten« zwischen den Spitzen der herrschenden Gruppen (Großindustrie,
         Nazipartei und Armee), die allein das Interesse am Erhalt des Regimes einte und deren
         Konflikte durch die Gestalt des Führers* »als oberstem Schiedsrichter« und durch dessen
         imperialistische Expansionspolitik geschlichtet wurden. Die Invektiven der Nazis gegen
         den »kapitalistischen Geist« waren mithin alles andere als antikapitalistisch; sie
         waren eher Ausdruck des zunehmenden Veraltens des auf dem Streben des Einzelnen gründenden
         Wettbewerbskapitalismus und des Aufstiegs einer in den Händen weniger großer Konzerne
         konzentrierten Wirtschaftsmacht (Kirchheimer 1976 [1941]: 243 f.; Marcuse 1998b).20

      Im Gegensatz zu Horkheimers Einschätzung wurden für Neumann, Marcuse und Kirchheimer
         die Wirtschaftsbeziehungen selbst unmittelbar in politische Beziehungen umgewandelt,
         wodurch der Staat zum »Exekutivorgan« der Wirtschaft wurde, der die ganze Nation für
         die imperialistische ökonomische Expansion organisierte und koordinierte. Die Vorteile,
         die die großen Wirtschaftsgruppen durch die unmittelbare Gleichsetzung des Staates
         mit den vorherrschenden Wirtschaftsinteressen erlangten, machten ihre fehlende Unabhängigkeit
         hinnehmbar. Der Nazismus beseitigte vor allem die typischen Kennzeichen der liberalen
         Ära: das Gewaltmonopol, die Allgemeinheit des Rechts, den Staat als rationales Verwaltungssystem
         – alle Überlappungen von Politik und Gesellschaft. Aufgrund der nationalsozialistischen
         Politisierung der Privatsphäre ließ sich das Dritte Reich* zugleich als »Massenstaat«
         bestimmen, »der alle individuellen Interessen und Kräfte zu einer emotionalen Menschenmasse
         verschmolzen hat, die durch das Regime höchst geschickt manipuliert wird« und deren
         Einheit allein im gemeinsamen Selbsterhaltungstrieb besteht. Diese Politisierung führte
         jedoch nicht zu einer klassenlosen Gesellschaft, nicht einmal in einer perversen Form.
         Wie jede kapitalistische Gesellschaft war der Nationalsozialismus um zwei gegensätzliche
         soziale Klassen herum aufgebaut: »zum einen die kleine Anzahl derer, die den Produktionsprozess
         kontrollieren, zum anderen die breite Masse der Bevölkerung, die direkt oder indirekt
         von jener Oberschicht abhängt«. Seine Besonderheit bestand darin, dass er den gesellschaftlichen
         Ausdifferenzierungsprozess durch die Verdrängung aller dazwischen liegenden Organe
         und Gruppen durchrationalisiert hat, was de facto zu einer Ausweitung der Ausbeutungsbasis
         führte. In diesem Sinne stellte er die »spezifisch deutsche Anpassung der Gesellschaft
         an die Erfordernisse der Großindustrie« dar, die mit den liberalen Demokratien und
         dem Sowjetkommunismus die Bejahung einer neuen Form von Rationalität teilte. Hierbei
         handelte es sich um eine »technische Rationalität«, die »nach den Kriterien von Effizienz
         und Genauigkeit funktioniert. Gleichzeitig löst sie sich jedoch von allem, was mit
         individuellen menschlichen Bedürfnissen und Hoffnungen zu tun hat; sie ist vollständig
         den Erfordernissen des allumfassenden Herrschaftsapparats angepasst.« (Marcuse 1998b:
         77; Marcuse 2000)
      

      3. Der akademische Hintergrund der drei deutschen Gelehrten war sehr verschieden.
         Neumann hatte bei Hugo Sinzheimer und Harold Laski studiert; bis zum Erscheinen von
         Behemoth praktizierte er als Anwalt für die Sozialdemokratische Partei (SPD) und verschiedene
         Gewerkschaftsorganisationen. Marcuse war Philosoph und hatte bei Heidegger studiert;
         aus der flüchtigen politischen Erfahrung in seinen Jugendjahren während der Novemberrevolution
         von 1918–1919 entwickelte er seinen eigene Herangehensweise an den Marxismus und eine
         unerbittliche Abneigung gegen die deutsche Sozialdemokratie, die seiner Meinung nach
         für das Scheitern der Revolution verantwortlich war. Kirchheimer war ein Student von
         Carl Schmitt mit kurzer Erfahrung in der preußischen Justizverwaltung und einer Abneigung
         gegen aktive Politik. Trotz dieses unterschiedlichen Erfahrungshintergrundes standen
         die drei in enger, sich sogar auf ihre jeweiligen Familien erstreckender freundschaftlicher
         Verbindung, als sie in Washington ankamen. Sie teilten vor allem eine gemeinsame Methodik
         und theoretische Perspektive, die sich in den Jahren ihrer Zusammenarbeit mit dem
         Institut für Sozialforschung gefestigt hatte.
      

      In Washington fanden Neumann, Marcuse und Kirchheimer nun aber ein grundlegend anderes
         Arbeitsumfeld als im Institut vor und ein kulturelles Milieu, das ohne Zweifel für
         das Praktizieren von »Kritischer Theorie« ungünstiger war. Trotz der eindeutig marxistischen
         Orientierung der drei deutschen Gelehrten waren ihre Schwierigkeiten nicht primär
         politischer oder ideologischer Natur. Bis zum Beginn des Kalten Krieges ging es der
         amerikanischen Verwaltung vorrangig darum, von den Begabungen der führenden Spezialisten,
         die für den Kriegseinsatz zur Verfügung standen, den bestmöglichen Gebrauch zu machen.
         Paul Sweezy – der schon vor dem Krieg als brillanter Student von Schumpeter mit eindeutig
         marxistischer Orientierung bekannt war – wurde zum Beispiel von General Donovan für
         die Wirtschaftsabteilung der R&A angeworben, ohne dass es irgendwelche Bedenken wegen
         des Kommunismus des jungen Radikalen gegeben hätte. Aus Gründen der Opportunität wollte
         Donovan lediglich sichergehen, dass Sweezy sich nicht an gewalttätigen Demonstrationen
         beteiligen würde und dass er nicht gegen die politische Nutzung von Sprengstoff oder
         dergleichen war (Katz 1989: 9). Das Gleiche galt für Neumann, dessen sozialistische
         Orientierung den Regierungsbeamten schon lange bekannt war, bevor er in das OSS eintrat.21 Außerdem war Neumann, wie wir heute wissen, zumindest für kurze Zeit während seines
         Dienstes beim OSS unter dem Decknamen »Ruff« als KGB-Informant tätig: Er versorgte
         die Sowjets mit streng geheimem Material (zum Beispiel das Material, das er für den
         – hier abgedruckten – Bericht über den Attentatsversuch auf Hitler verwendete und
         das er seinen Kollegen in der Londoner Zweigstelle der R&A vorenthielt).22 Möglicherweise war Neumanns Zusammenarbeit mit dem KGB dem amerikanischen Geheimdienst
         dank des Entschlüsselungssystems »Venona« für die chiffrierten Nachrichten sowjetischer
         Spione sogar bekannt, ohne dass je Anschuldigungen wegen Verrats oder Verschwörung
         gegen ihn erhoben wurden (West 1999: 252, 339; Weinstein und Vassiliev 2001: insb.
         249–251).23

      Sehr viel störender für die drei deutschen Gelehrten waren die »ethnischen« Vorurteile
         im OSS gegen europäische Emigranten. Sie machten sich in der Entscheidung bemerkbar,
         mit AufsichtspflichtenWASPs (White Anglo-Saxon Protestants) zu beauftragen, wodurch
         ausländische »Feinde« daran gehindert wurden, Verwaltungsverantwortung in Unterabteilungen
         wie der Mitteleuropa-Sektion zu übernehmen, auch wenn ihre hohe Befähigung wie im
         Fall Neumanns allgemein anerkannt wurde.24

      Was jedoch die größten Auswirkungen auf die Kritische Theorie hatte, war die bürokratische
         Organisation der R&A, die sich in einer Reihe von internen Direktiven niederschlug,
         in denen den ganzen Krieg über obsessiv eine Politik der wissenschaftlichen Objektivität
         und Neutralität gefordert wurde. Der Zweck der Direktiven bestand darin zu verhindern,
         dass die Autoren durch persönliche Meinungen auf die Leser Einfluss nehmen könnten.
         Dies ging so weit, dass die Wortwahl bei der Abfassung der Berichte bis ins kleinste
         Detail reguliert wurde.25 Die positivistische Obsession wurde vom Projektausschuss (Projects Committee) vorangetrieben – dem R&A-Büro, das für die Freigabe jedes schriftlichen Berichts
         und seine anschließende Verbreitung zuständig war (Hauptbezieher waren die »operativen«
         Einheiten des OSS, die amerikanische und britische Militärhierarchie, das Weiße Haus
         und verschiedene Abteilungen der Regierung Roosevelt). Leiter des Projektausschusses
         war der »orthodoxe« Geograf Richard Hartshorne, für den »Proust, Joyce oder Gertrude
         Stein in der R&A alle gleichermaßen fehl am Platze wären«, weil »der literarische
         Wert von Geheimdienstberichten eher in Knappheit und Klarheit liegt als in ausdrucksstarker
         Beschreibung«.26 Mehr als einmal wurde die Verbreitung von Berichten der Mitteleuropa-Sektion gestoppt,
         weil sie nach Einschätzung der R&A die Standards für eine »ausgereifte und objektive
         wissenschaftliche Forschung« unterschritten, die gemeinhin erwartet wurden.27

      Um die Grundvoraussetzungen einer Theorie nicht zu untergraben, die das Ziel verfolgte,
         »kritisch« zu sein, und gerade mit einer Absage an eine positivistische Konzeption
         der wissenschaftlichen Forschung als »bloßer Verdoppelung der Realität durch den Gedanken«
         ihren Anfang genommen hatte, sahen sich die Vertreter der Frankfurter Gruppe gezwungen,
         die innere Logik ihrer Forschungstätigkeit neu zu gestalten. Sie gaben die philosophischen
         und theoretischen Kategorien zugunsten einer Analyse auf, die anschaulicher wirkte,
         tatsächlich aber von spezifischen Fragen oder rein politischen beziehungsweise militärischen
         Phänomenen ausging. Diese Herangehensweise führte dazu, dass ihre Arbeit zeitweilig
         sogar noch kritischere Formen annahm, was innerhalb der amerikanischen Verwaltung
         zu regelrechten politischen »Schlachten« führte – die sie fast immer verloren.
      

      Ihr Zugang zu einer Reihe »unkonventioneller« Quellen wie Geheimdienstmaterialen und
         -berichten von einzelnen Kriegsschauplätzen, Presseschauen, abgehörten Telefonaten,
         Kriegsgefangenenvernehmungen sowie den gesamten Beständen der Library of Congress
         bot der Gruppe eine im Vergleich zu den Rahmenbedingungen am Institut für Sozialforschung
         konsistentere empirische Basis für ihre Forschung. Ein typisches Beispiel für die
         neue Arbeitsweise der Kritischen Theorie stellte Marcuses Bericht Deutschlands soziale Schichtung (Kap. 6) dar. Marcuse war bei weitem das spekulativste Mitglied der Frankfurter Schule
         in Washington, doch hier haben wir die »klassische«, in Behemoth vertretene These von der Dreigliedrigkeit der Souveränität bei den Nazis vor uns,
         die sich auf eine statistische Daten- und Faktenbasis stützt, welche eine genaue Definition
         der deutschen Klassenstruktur ermöglicht. So war Marcuse in der Lage, die Behauptung
         vom Ende der Klassengesellschaft unter den Nazis ein für alle Mal zu widerlegen.28

      Durch die Anpassung der Kritischen Theorie an den kulturellen und bürokratischen Apparat
         der USA war die Frankfurter Gruppe schnell in der Lage, die »geistige Führung« der
         Mitteleuropa-Sektion an sich zu ziehen. Obwohl die Mitteleuropa-Sektion mit über 40
         Analytikern unterschiedlicher kultureller und politischer Herkunft besetzt war, brachte
         sie am Ende eine bündige Interpretation des nationalsozialistischen »Feindes« mit
         deutlicher Frankfurter Prägung hervor. »Die fähigsten Personen, die zu finden waren,
         sind eingestellt worden«, ist zum Beispiel in einem Protokoll von Eugene N. Anderson
         zu lesen, der die Mitteleuropa-Sektion zwischen 1943 und 1945 leitete und der Hauptförderer
         der Frankfurter Gruppe im OSS war.
      

      
         »Bei der Auswahl des Personals […] wurde freilich auf die Befähigung zu kooperativer
            Forschung besonderen Wert gelegt. […] Ohne Unterlass wurde eine Politik der wechselseitigen
            Kritik und Hilfestellung verfolgt. […] Immer wenn ein Thema vergeben wurde, setzten
            sich alle Analytiker, die etwas dazu beizutragen hatten, ob nun Material oder Ideen,
            mit dem für das Thema verantwortlichen Analytiker in den Konferenzraum und boten ihm
            ihre Informationen und Kenntnisse an. […] In dieser Hinsicht haben wir Dr. Neumann
            und Dr. Marcuse viel zu verdanken, die beide an diese Methode glauben und sie bei
            ihrer Arbeit praktizieren.«29

      

      Mit Erstaunen nahm Anderson die relative Leichtigkeit zur Kenntnis, mit der die Frankfurter
         Gruppe in der Lage war, die gesamte Sektion durch ihren eigenen Forschungsansatz zu
         prägen. Auf diese Weise gelang es den drei deutschen Gelehrten, ihre intellektuelle
         Agenda mit den »produktivistischen« Anforderungen des amerikanischen intellektuellen
         und militärischen Establishments in Einklang zu bringen. In einem Brief, den er kurz
         nach seinem Eintritt in das OSS an Horkheimer sandte, schrieb Marcuse ironisch, dass
         er bei der Bewertung, die alle R&A-Analytiker in vollendet militärischem Stil regelmäßig
         erhielten, die Note »excellent« erhalten habe.30 Eingehüllt in eine Rauchwolke, zeichnete sich der »exzellente« Marcuse während der
         »endlosen« wöchentlichen Sitzungen durch seine philosophischen Exkurse, denen anscheinend
         nur Neumann Einhalt gebieten konnte, und durch seine Fähigkeit aus, dank »seiner Dialektik-Kenntnisse«
         die Verfasser von anonymen Berichten und Memoranden herauszufinden (Katz 1989: 12).
         Wie John Herz, der damals Kirchheimers engster Mitarbeiter war, sich erinnert, ging
         es zu, »als hätte sich der linkshegelianische Weltgeist vorübergehend in der mitteleuropäischen
         Abteilung des OSS angesiedelt« (Herz 1984: 136).
      

      4. Der Einstieg der Frankfurter Gruppe bei der Mitteleuropa-Sektion fiel zeitlich
         mit einem entscheidenden Moment des Zweiten Weltkriegs unmittelbar nach den Niederlagen
         der Nazis in Stalingrad und Tunesien zusammen, als die militärischen und politischen
         Entscheidungsträger in Amerika (und auch in Deutschland) zu der Überzeugung gelangten,
         dass am Ende die Alliierten siegen würden. Mehr als einmal wurde die Sektion deshalb
         aufgefordert, ihre Kommentare zu »möglichen Mustern für den deutschen Zusammenbruch«
         abzugeben und die voraussichtlichen Ansprech- und Gesprächspartner im Anschluss an
         den Sturz des Regimes zu ermitteln. So wie bei ihrer noch vor ihrem Eintritt in den
         Staatsdienst entwickelten Nazismus-Auffassung warnte die Frankfurter Gruppe die amerikanischen
         Behörden unverzüglich davor, nach derselben Logik vorzugehen wie im Anschluss an die
         Niederlage des Kaiserreichs 1918. Dies sei unmöglich, weil die deutschen Militärherrscher
         im damaligen Fall »ausschließlich von oben herab« operiert hätten und es ihnen nie
         vollständig gelungen sei, »die deutsche Bevölkerung organisatorisch und lebensweltlich
         zu kontrollieren«. Deutschlands militärische Rückschläge hätten daher eine Verschlechterung
         der deutschen »Moral« verursacht, die »leise, während die Kriegshandlungen noch im
         Gange waren und lange vor der sogenannten Revolution« den Weg für einen Wechsel der
         politischen Macht geebnet habe.31 Der NS-Totalitarismus stellte aber ein qualitativ anderes Szenario dar: Die Gesellschaft
         war »vollständig in ihre Einzelteile zerlegt worden […], die dann von oben nach unten
         und nicht von unten nach oben organisiert und manipuliert wurden«; sie war darin geübt,
         »›Frieden, Brot und Sicherheit‹ [zu] wollen und keine Politik« und »private[n] Sorgen,
         Lebensmittel[n], ein[em] Dach über dem Kopf, Sicherheit für sich und ihre Kinder«
         den absoluten Vorrang in einem repressiven Kontext einzuräumen, in dem »Angst und
         Misstrauen […] sie daran [hindern], diese privaten Sorgen überhaupt zu artikulieren«.
         Apathie, Erschöpfung und Misstrauen waren deshalb die grundlegenden Charakteristika
         des deutschen Volkes, das die Rückschläge des Krieges zwar getroffen, das sich aber
         nicht grundlegend verändert hatte.32 Vom Standpunkt der psychologischen Kriegsführung aus – bei der es, wie die Frankfurter
         erklärten, »nicht darum [gehe], was die Leute fühlen und über ihre Regierung denken,
         sondern eher darum, in welchem Maße diese Gefühle und Gedanken ihr Verhalten innerhalb
         der feindlichen Gesellschaft beeinflussen werden und können«33 – schien die »Moral« vollkommen inkonsequent zu sein. Aus dieser Perspektive war
         es dem Nazismus im Grunde tatsächlich gelungen, eine Gesellschaft zu errichten, die
         »so narrensicher wie nur möglich« war: Während nämlich »in einer freien Gesellschaft
         […] die Gefühle von Einzelpersonen in der Regel politisch eine äußerst wichtige Rolle«
         spielen, stellten sie in einem totalitären Regime wie Nazideutschland bloß eine »geringfügige
         Schwachstelle« dar, die das Regime zu seinem Vorteil ausnutzen konnte.34 Wie die Bombenangriffe der Alliierten auch gezeigt hatten, liefen diese trotz der
         nicht unwesentlichen, auf rein militärischer Ebene erzielten Ergebnisse auf soziopolitischer
         Ebene Gefahr, dass sich die deutsche Bevölkerung der NS-Regierung weiter annäherte,
         weil sie als »die einzige Bastion gegen die persönliche und nationale Vernichtung«
         wahrgenommen wurde.35 Den Nationalsozialisten war es gelungen, »die Bedeutung von individuellen Gefühlen
         auf ein Minimum zu reduzieren« und sogar einen Feigling in einen überaus mutigen Kämpfer
         zu verwandeln. »Ein Unternehmer«, schreibt Marcuse provozierend,
      

      
         »mag zum Beispiel die Nazis ablehnen; er mag davon überzeugt sein, dass sie den Krieg
            verlieren werden. Er mag den Frieden herbeisehnen und sogar bereit sein, einer bedingungslosen
            Kapitulation zuzustimmen. Seine Moral könnte mithin als ›niedrig‹ bezeichnet werden.
            Wie wirkt sich seine niedrige Moral auf das Betreiben seiner Rüstungsfabrik aus? Ein
            Arbeiter mag ein Defätist sein oder sogar ein Revolutionär. Wird er deshalb weniger
            arbeiten und kann er weniger arbeiten? Ein Soldat mag nicht kämpfen wollen. Besteht
            die Aussicht, dass er seinen Willen durchsetzen kann?«36

      

      In allen drei Fällen wäre es unvorsichtig oder irrational im Hobbesschen Sinne gewesen,
         sich vom Regime zu distanzieren, weil das bedeutet hätte, sein Leben ernsthaft aufs
         Spiel zu setzen. In einem solchen repressiven Kontext, in dem Moral zu einem »demokratischen
         Luxusgut« geworden ist, erweisen sich die »gewöhnlichen Methoden der psychologischen
         Kriegsführung« als völlig unzureichend. Die Alliierten können dem totalitären System
         nur begegnen, »wenn [sie] den Rahmen des Umgangs mit der Moral zerschl[agen]«, das
         heißt wenn sie das NS-System selbst und die sozialen und institutionellen Strukturen
         zerstören, dessen Ausdruck es war.
      

      Aus demselben Grund war es der Frankfurter Gruppe suspekt, im »preußischen Militarismus«
         das Herz beziehungsweise »Kernstück [Nazi-]Deutschlands« und in seiner »Vernichtung«
         das Hauptziel der alliierten Truppen zu sehen. Diese strategische Perspektive reproduzierte
         auf militärischer Ebene die weitverbreitete, in den Vereinigten Staaten tief verwurzelte
         Idee, dass die deutsche Geschichte »von den Romantikern bis zu Hitler« durchgängig
         einen undemokratischen Weg eingeschlagen habe (Viereck 1941). Für die Frankfurter
         Gruppe hieß das, die »Modernität« des Nationalsozialismus zu verfehlen, was ernsthafte
         Folgen für eine erfolgreiche Beendigung des Krieges hätte. »Industrielle Konzentration
         und die totalitäre Einbeziehung ganz Deutschlands in die imperialistische Kriegswirtschaft«,
         erklärten Marcuse und Felix Gilbert in ihrem hier abgedruckten Bericht vom 20. Oktober
         1943 (Kap. 5), »haben zu einer neuen Verteilung der Macht geführt, bei der die politische
         Kontrolle allein der neuen Parteihierarchie der NSDAP mitsamt ihrem Industriellenheer
         und Kleinbürgertum obliegt.«37 Die Umwandlung des Deutschen Reichs in ein totalitäres, zentralen terroristischen
         Kontrollen unterworfenes politisches System hatte immerhin die Auflösung Preußens
         als autonomer politischer und administrativer Einheit notwendig gemacht und, ganz
         allgemein, die Zerschlagung des »sozialen und politischen Komplex[es]«, der die politische
         Vorherrschaft der Junker über Deutschland sichergestellt hatte. Die Verbindung der
         Junker zum NS-Regime bestand lediglich in der ökonomischen Kontrolle über die großen
         Liegenschaften in den besetzten Ostgebieten, die den Junkern als »Entschädigung« für
         ihre politische Marginalisierung überlassen worden waren. Nazideutschland mit dem
         »preußischen Militarismus« gleichzusetzen war auch aus ideologischer Sicht irreführend.
         Wie Marcuse bereits in einem vor seinem Eintritt in das OSS an die amerikanischen
         Regierungsbehörden gesandten Bericht deutlich gemacht hatte, stand die »neue deutsche
         Mentalität« eigentlich dem für die »westlichen« bürgerlichen Demokratien typischen
         Effizienz- und Erfolgsdenken viel näher als der althergebrachten deutschen Kultur*
         und dem konservativen, semifeudalen preußischen Autoritarismus (Marcuse 1998c und
         1998d). »Ohne Rücksicht auf althergebrachte Stände und Privilegien« machte sich das
         NS-Regime eine »demokratische«, auf »den Standards technokratischer Effizienz« gegründete
         Ideologie zu eigen. Dies galt auch für das deutsche Militär, das traditionell das
         Zentrum der politischen und sozialen Macht der Junker gewesen war. Die hier herrschende
         Logik war mit dem »Kadavergehorsam« des alten preußischen Heeres nicht vereinbar.
         »Die Stärke des Naziheeres«, heißt es wiederum in dem Bericht Die Bedeutung des preußischen Militarismus für den Nazi-Imperialismus (Kap. 5) von Marcuse und Gilbert, »hängt in großem Maße von der Schlagkraft hochspezialisierter,
         technisch und organisatorisch hocheffizienter kleiner Einheiten ab.« Für solche Einheiten
         bedürfe es »einer technischen Ausbildung«, die »der preußischen Adelstradition vollkommen
         fremd ist, und einer organisatorischen Koordination, die nicht zum Kastengeist der
         Junker passt«.38 Für Winston Churchills Wiederaufgreifen des alten Spruchs vom Kampf gegen die »teutonische
         Herrschsucht« war anscheinend sogar die amerikanische Polithierarchie empfänglich,
         wodurch sie riskierte, den wirklich für NS-Unterdrückung und -Aggression Verantwortlichen
         einen »Fluchtweg« offen zu lassen. Diese Sichtweise des preußischen Militarismus lief
         zudem Gefahr, den Sowjets als Verhandlungspartnern für konservative, Hitlers Regime
         feindlich gesonnene deutsche Kreise eine privilegierte Position zu verschaffen, da
         die Sowjets – durch die Unterstützung des Bundes Deutscher Offiziere und des Nationalkomitees
         Freies Deutschland – die wachsende Marginalisierung der preußischen Tradition zugunsten
         des Industrie- und Finanzsystems begriffen zu haben schienen.
      

      Die Möglichkeit, mit einigen Teilen der deutschen Elite Friedensverhandlungen aufzunehmen
         oder durch traditionell konservative Kreise einen Sturz des Regimes von innen zu arrangieren
         – beides Szenarien, die einige militärische und politische Gruppen in den USA zumindest
         zeitweilig für erwartbar gehalten hatten –, taten Neumann und Marcuse jedoch ab. Mit
         den Ernennungen von Heinrich Himmler zum Reichsinnenminister und Albert Speer zum
         »Alleinherrscher über die deutsche Wirtschaft« (August–September 1943) wurde den Amerikanern
         klar, dass die Naziführung entschlossen war, »den Krieg bis zum bitteren Ende zu führen
         und die Entstehung einer Badoglio-Regierung39 nicht zu dulden«,40 und dass die Partei die Absicht hatte, die verschiedenen Mitwirkenden am NS-»Kompromiss«
         durch die Anwendung von totalitärem Terror »bis zum Äußersten« dazu zu zwingen »zusammenzuhalten«.
      

      Aus dieser Perspektive – das heißt in Reaktion auf die Verschiebung des Kräfteverhältnisses
         innerhalb des »Kompromisses« der Nazis zugunsten der Partei – erfolgt Neumanns Deutung
         des gescheiterten Attentats auf Hitler am 20. Juli 1944. Neumanns gerade einmal zwei
         Tage nach dem Mordanschlag auf Hitler geschriebener Analyse zufolge hatte der deutsche
         Generalstab sich während der ganzen Zeit des Hitler-Regimes eine eigene Identität
         bewahrt, obwohl er voller treuer Nazis war. Durch Himmlers Beförderung zum innenpolitischen
         Alleinherrscher sahen die Militärbefehlshaber ihre Kontrolle über das Heer ernsthaft
         durch die SS bedroht, und sie fürchteten den Verlust des einzigen institutionellen
         Werkzeugs, das beim »Bewältigen« einer Niederlage mit Hilfe ihrer eigenen Verbündeten
         (Industriemagnaten, Bankiers, die Junker und hochrangige Beamte) überhaupt eine Rolle
         spielen könnte.41 Anders als 1918 konnte die Militärspitze in dieser Situation nicht mehr »auf eine
         sozialdemokratische Führung zählen, die das alte Offizierskorps mit der Demobilisierung
         und Neuorganisation des Heeres betrauen sowie die Bildung von Freikorps befürworten
         und die Reichswehr* vor parlamentarischer Kontrolle schützen würde«.42

      Ganz allgemein schloss die Frankfurter Gruppe die Möglichkeit einer »reibungslose[n]
         Übergabe der politischen Macht von einer totalitären Diktatur auf eine organisierte
         politische Opposition« aus, »weil das eigentliche Wesen einer totalitären Diktatur
         in der Abwesenheit einer organisierten Opposition« bestehe.43 In einem solchen Szenario würde der einzige wirkliche Verbündete der »Vereinten Nationen«
         (das heißt der Alliierten) ihrer Meinung nach die Untergrundbewegung sein. Da der
         Untergrund jedoch nicht über die Macht verfüge, aus eigener Kraft eine Befreiungsbewegung
         gegen den Nationalsozialismus in Gang zu bringen, benötigte er die »Unterstützung
         […] der Vereinten Nationen« – das heißt die militärische Niederlage und Besetzung
         Deutschlands durch die Alliierten.
      

      5. Auf Wunsch der Abteilung für zivilrechtliche Angelegenheiten des Kriegsministeriums
         arbeitete die Mitteleuropa-Sektion unter Neumanns Führung von Ende 1943 und das ganze
         Jahr 1944 über am Handbook on Nazi Germany und vor allem an den Civil-Affairs-Leitfäden – einer wichtigen Reihe von Berichten
         (insgesamt waren über 40 Leitfäden geplant, mehr als 30 wurden tatsächlich realisiert)
         über politische, ökonomische, rechtliche und administrative Probleme, denen sich die
         Militärregierung in der ersten Zeit der Besatzung würde stellen müssen. Das Kriegsministerium
         beabsichtigte, diese Berichte auf »Empfehlungen« zu beschränken, die dem in den befreiten
         Zonen tätigen Militärregierungspersonal zur Verfügung gestellt werden sollten, ohne
         in irgendeiner Weise unmittelbare politische Wirksamkeit zu beanspruchen. Kirchheimer,
         der mittlerweile hauptamtlich für Neumann und seine Mitteleuropa-Sektionsgruppe arbeitete,
         war für die wichtigsten Leitfäden zu rechtlichen und administrativen Fragen verantwortlich.
         Neumann und die Gruppe machten diese Leitfäden zu Werkzeugen, mit denen sie die amerikanische
         Verwaltung beeinflussen konnten, die zu jener Zeit mit internen Diskussionen über
         die Frage befasst war, wie man den Feind nach dem Ende des Konflikts behandeln solle.
         Die Mitteleuropa-Sektion verwandelte die Berichte in ein ausgefeiltes Programm zum
         demokratischen Wiederaufbau des Landes. Auf politischer und institutioneller Ebene
         empfahl die Gruppe »konkurrierende politische Parteien, bürgerliche Freiheiten und
         geschützte Kleineigentümer«. Auf ökonomischer und sozialer Ebene umfassten die Empfehlungen
         sozialistische Maßnahmen wie »die Verstaatlichung von Schlüsselindustrien« in Kombination
         »mit der vollen Wahrnehmung der demokratischen Rechte und Freiheiten«.44

      Im Rahmen der internen Debatten der amerikanischen Verwaltung sprach sich die Mitteleuropa-Sektion
         von Anfang an gegen den sogenannten Morgenthau-Plan aus, der die territoriale Zerstückelung
         Deutschlands und die Zerstörung des Industriestandorts Deutschland empfahl. Stattdessen
         schlug sie eine Alternative vor, die sich auf »die Behebung der Ursachen für die Aggressivität
         der deutschen Gesellschaft« konzentrierte. Wie Neumann in dem Bericht Der Umgang mit Deutschland (Kap. 24) vom 11. Oktober 1944 erklärte, lief die Zerstörung des Industriestandorts
         Deutschland Gefahr, innenpolitisch ernsthafte sozioökonomische Spannungen zu verursachen,
         die die Besatzungstruppen zu einem langfristigen Engagement verpflichten und die »Erholung
         der europäischen Wirtschaft in der Nachkriegszeit« sowie Europas »Befriedung« aufs
         Spiel setzen würden.45 Außerdem würde die Zerstörung von Deutschlands politischer Einheit Einflusssphären
         schaffen oder, schlimmer noch: »Die Folge wäre, dass die polizeiliche Aufsicht über
         Deutschland der UdSSR zufallen würde«, deren geografische Lage besser sei als die
         der Vereinigten Staaten und des Vereinigten Königreichs, um »über einen langen Zeitraum
         erhebliche Kraftanstrengungen« zu unternehmen, die im Falle einer von oben angeordneten
         Aufteilung des deutschen Territoriums erforderlich wären, der es an maßgeblicher Unterstützung
         im Volk fehle.
      

      Die Frankfurter Gruppe vertrat die Ansicht, dass es »eine enorme Aufgabe« sei, Nachkriegsdeutschland
         zu regieren, die nicht einfach über die politische und ökonomische Zerstörung des
         Landes gelöst werden könne.46 Ihrer Meinung nach war eine Tabula-rasa-Politik auch in rein rechtlicher und administrativer
         Hinsicht undurchführbar. Wie Kirchheimer erklärte, habe das NS-Regime »Jahr für Jahr
         eine endlose Flut von Gesetzen, Verordnungen und Verfügungen erlassen, die das Leben
         und die Institutionen in Deutschland in einem solchen Maße beeinflusst und verändert
         haben, dass die pauschale, sich psychologisch durchaus auszahlende Aufhebung all dieser
         Rechtsvorschriften zu chaotischen Zuständen führen würde«.47 Sowohl vom Standpunkt der »Gebote« der militärischen Sicherheit der Vereinten Nationen
         als auch aus Sicht der Ideale, für die sie einzutreten versuchten, würde die einzige
         mögliche Politik infolgedessen darin bestehen, »dem deutschen Volk schrittweise die
         Freiheiten zurückzugeben, die für den demokratischen Wiederaufbau einer Gesellschaft
         notwendig sind«.48 Tatsächlich sei es unmöglich, auf die wirkliche Ausrottung der »Wurzeln« des Nazismus
         abzuzielen, ohne auf »einheimisches Personal« zurückzugreifen. »Schon aus Sicherheitsgründen«,
         erklärte Kirchheimer, »wird der Umfang der von der Militärregierung zu erfüllenden
         Verwaltungsfunktionen mit dem Rahmen ähnlicher, in den ersten zwei Jahren der Besetzung
         des Rheinlandes durch das Militär ausgeübten Funktionen« nach dem Ende des Ersten
         Weltkrieges »nicht vergleichbar sein«.49 In jenem Fall beschränkten sich die Funktionen der Militärregierung »auf Kontakte
         zu einer immer noch intakten und außerhalb der Besatzungszone funktionierenden deutschen
         Regierung und auf eine milde Form der Überwachung des regionalen und lokalen Apparats
         eben dieser Regierung in der Besatzungszone«. In Anbetracht der Formen und Modalitäten
         sowohl der Herrschaft der Nazis als auch der Auswirkungen des Krieges auf das deutsche
         Wirtschafts- und Gesellschaftssystem wäre die Militärregierung stattdessen gezwungen,
         derart weitreichende administrative Zuständigkeiten zu übernehmen, dass sie sich unvermeidlich
         auf deutsches Personal stützen müsste.50 Vom organisatorischen Standpunkt aus bedeutete dies, den formalen Rahmen vieler deutscher
         Dienststellen beizubehalten, darunter die zentralisierten Rohstoff-, Industrie- und
         Transportkontrollen in den von den Nazis besetzten europäischen Ländern,51 die allerdings unter die politische Kontrolle und Aufsicht der Militärregierung zu
         stellen wären.
      

      Der Vorschlag, mit der deutschen Bevölkerung zusammenzuarbeiten, lief in keiner Weise
         auf eine milde Behandlung des Feindes hinaus. »Aus Gründen der politischen Moral«,
         präzisierte Neumann in seinem »taktischen« Memorandum gegen den Morgenthau-Plan, »ist
         es außerdem zwingend erforderlich, dass das deutsche Volk gemeinsam die Verantwortung
         für den Nationalsozialismus und alle damit einhergehenden aggressiven Akte und Greueltaten
         trägt. Unabhängig davon, wie viele Deutsche das Tun und Denken des Hitlerismus abgelehnt
         haben, […] müssen deshalb Maßnahmen ergriffen werden, die Deutschland bestimmte, von
         der deutschen Bevölkerung zu tragende Verbindlichkeiten und Pflichten auferlegen.«52 Ebenso müssten zur Strafe sofort eine Reihe von langfristigen »Auflagen« festgelegt
         werden, darunter das dauerhafte Verbot eines stehenden Heeres und die Untersagung
         der Herstellung von Waffen. In den Augen der Frankfurter Gruppe sollte die Unnachgiebigkeit
         der Besatzungstruppen sich jedoch vor allem in einer radikalen Entnazifizierungspolitik
         äußern, die über die bloße Säuberung der politischen und militärischen Führung der
         Nazis hinausginge. Die Entnazifizierungspolitik sollte auch die »ökonomische Grundlage«
         unterminieren, die von Personen außerhalb der Partei gefördert und aufrechterhalten
         worden war, so dass der Nazismus im Laufe der Jahre allmählich »alle Bereiche des
         öffentlichen und privaten Lebens« durchdrungen hatte.53 Im Rahmen einer Berichtreihe, die Marcuse koordinierte, legte die Mitteleuropa-Sektion
         eine Liste von 1800 Geschäftsleuten und Funktionären vor, die scheinbar »neutralen«
         Wirtschaftseinrichtungen außerhalb der Reihen der Nazipartei angehörten, aber »für
         den Aufstieg und den Fortbestand des Nazismus von entscheidender Bedeutung waren«.
         Diese Personen nahmen während des NS-Regimes »beträchtlichen direkten Einfluss auf
         die Kontrolle der Wirtschaft« und sollten deshalb zu den ungefähr 220 000 »aktiven
         Nazis« hinzugefügt werden, die umgehend in vorbeugenden Gewahrsam zu nehmen seien.54

      »Die möglichst gründliche Beseitigung nationalsozialistischer und militaristischer
         Einflüsse aus dem deutschen Leben«55 dürfte sich jedoch nicht auf die oben genannten Maßnahmen beschränken. Sie setzte
         auch einen tiefgreifenden Wandel der deutschen Gesellschaftsstruktur »durch einen
         demokratischen Entwicklungsprozess von unten« voraus. Ein integraler Bestandteil des
         Entnazifizierungsprogramms der Militärregierung müsste deshalb für das Wiedererstehen
         eines für liberale Gesellschaften typischen Parteien- und Gewerkschaftssystems sorgen,
         allerdings ohne der liberaldemokratischen »repressiven Toleranz« zu erliegen, die
         heuchlerisch »Unparteilichkeit« und »Neutralität« für sich reklamiere: »Das Prinzip
         der Gleichbehandlung aller politischen Parteien«, behauptete Marcuse in dem Bericht
         Politische Richtlinien zur Wiederbelebung alter Parteien und zur Gründung neuer Parteien
            in Deutschland (Kap. 18), »wird sich in Deutschland nach dem Krieg nicht sofort anwenden lassen.«
         Würde man rechte, nationalistische Gruppen genauso behandeln wie antifaschistische
         Gruppen und den fundamentalen Unterschied nicht begreifen, der »zwischen Gewalttaten,
         die von Nazis begangen wurden, und solchen Taten« besteht, »die von Nazigegnern begangen
         worden sind und sich gegen bekannte Terroristen und Schergen des NS-Regimes richteten«,
         dann liefe das seiner Meinung darauf hinaus, »die größte Gefahrenquelle für die Sicherheit
         der Besatzungstruppen und für die Wiederherstellung einer friedlichen Ordnung unangetastet
         zu lassen«.56 Die Entnazifizierung müsse deshalb parteiisch und selektiv sein und die wirklichen
         »Nazigegner« – die ihren aktiven Widerstand nicht nur gegen einige nebensächliche
         Aspekte des Regimes, sondern gegen seine soziale, politische und ideologische Gesamtstruktur
         unter Beweis gestellt hätten – von den einfachen »Nichtnazis« und vor allem von Gestalten
         wie dem Industriellen Fritz Thyssen unterscheiden, der »wahrscheinlich abermals ein
         glühender Anhänger einer neuen aggressiven, militaristischen Politik werden würde,
         wenn das seiner Ansicht nach für seine Geschäftsinteressen von Vorteil wäre«, beziehungsweise
         von reaktionären »nationalbolschewistischen« Kreisen, denen allein der plebejische
         Charakter des Regimes aufstieß, die einer wirklich demokratischen Politik aber feindlich
         gegenüberstanden. Die bloße Bereitschaft, mit den Besatzungstruppen zusammenzuarbeiten,
         könnte nicht als ausreichender Beweis für »antifaschistische Aktivitäten« gelten,
         da voraussehbar viele Menschen »nach der Gunst der Besatzungsbehörden trachten werden,
         um die Posten zu behalten, die sie im NS-System innehatten«. Das traf vor allem auf
         die Industriellen und Bankiers zu. Durch die Beteiligung an der »Ausplünderung der
         besetzten Gebiete, der ›Arisierung‹ von Eigentum usw. […] nahm deren Macht in der
         Hitler-Zeit zu«. Trotzdem wären sie bereit, den Besatzungsbehörden ihre Dienste anzubieten,
         »um eine Identifikation mit der NS-Politik zu vermeiden«, indem sie behaupteten, ihrem
         Land ausschließlich als Geschäftsleute »gedient« und unter den Nazis kein politisches
         Amt bekleidet zu haben.57

      Für die Frankfurter Gruppe war eine ernsthafte Zusammenarbeit nur mit linken Nazigegnern
         denkbar (zu denen auch das katholische Zentrum gehörte, was zeigt, wie sehr die Perspektive
         noch dem aus der Weimarer Zeit übernommenen politischen Rahmen verhaftet war). Die
         unmittelbaren Interessen der linken Oppositionsgruppen überschnitten sich nach Meinung
         der Frankfurter Gruppe mit den für die Besatzungstruppen erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen.
         »Die Sicherheit der Besatzungstruppen«, erklärte Marcuse, »erfordert die sofortige
         Wiederherstellung von Recht und Ordnung, aber dies setzt die Beseitigung des Nazismus
         voraus, die nur mit Hilfe der in Deutschland selbst gewachsenen politischen Opposition
         erfolgen kann. Diese Opposition wird das denkbar wirksamste Mittel zur Zerstörung
         des deutschen Aggressionspotentials sein.«58 Zusätzlich könnten die Aktivisten aus der antifaschistischen Opposition als Reserveheer
         dienen, mit dem das Vakuum, das die erforderliche Säuberung des deutschen Verwaltungs-
         und Justizapparats hinterlassen hatte, teilweise gefüllt werden könnte, um sein Funktionieren
         zu gewährleisten. »Für den reibungslosen Ablauf der modernen Verwaltung«, schrieb
         Neumann, wird »die Rolle des ausgebildeten Beamten recht häufig überbewertet.« Der
         Mangel an Fachwissen auf Seiten der antifaschistischen Aktivisten würde zweifellos
         durch ihre »breite politische und soziale Erfahrung« und das »Vertrauen« kompensiert
         werden, das die Bevölkerung ihnen entgegenbrächte. In gewissem Sinne könnte mit Hilfe
         ihrer »fachlichen« Inkompetenz der »Korpsgeist der deutschen Beamtenschaft« gebrochen
         werden, der seit der Weimarer Republik immer »eines der größten Hindernisse für die
         Demokratisierung der Justiz- und Verwaltungsbürokratie« gewesen sei.59

      Dies traf besonders auf die Arbeiterparteien und -bewegungen zu, die die Lebensader
         der antifaschistischen Bewegung im Untergrund waren. Laut Marcuse stellten die Parteien
         der Arbeiterklasse die einzigen innenpolitischen Kräfte des Landes dar, die in der
         Lage waren, »eine unpolitische gemeinschaftliche Solidarität in politische Solidarität
         [zu] verwandeln« und so »den Funken [zu] entzünden, der Apathie und Hass und Müdigkeit
         in Taten zu verwandeln vermag«.60 Tatsächlich würde die kommunistische Bewegung sich im Kontext der militärischen Besatzung
         um ein »Minimalprogramm« der Zusammenarbeit mit den demokratischen Kräften des Landes
         herum neu organisieren, und die sozialistische Bewegung würde zu ihrer traditionell
         liberaldemokratischen, reformistischen Orientierung zurückkehren.61 Dasselbe galt für die Gewerkschaften, die Neumann zufolge »die Besatzungstruppen
         vermutlich wirkungsvoll unterstützen könnten«, wenn sie auf wirklich demokratischer
         Grundlage neu gebildet werden würden. Seiner Meinung nach war »die uneingeschränkteste
         Zurückweisung des Nazismus und das direkteste und uneingeschränkteste Bekenntnis zu
         demokratischen Grundsätzen« im Schutz der gewerkschaftlichen »Organisationsfreiheit«
         enthalten.62

      6. Obwohl die Empfehlungen der Mitteleuropa-Sektion mehr als einmal von den Militärregierungsbehörden
         übernommen wurden – zum Beispiel entspricht die von Marcuse im Anhang zu dem diesem
         Thema gewidmeten Leitfaden ausgearbeitete Proklamation zur Auflösung der Nazipartei
         weitgehend der von der Militärregierung tatsächlich erteilten Anordnung –, nahmen
         Neumann und seine Gruppe ihren Beitrag zum demokratischen Wiederaufbau Deutschlands
         als Fehlschlag wahr. Größtenteils folgten die politischen Instanzen in Amerika lieber
         einem anderen Weg, als ihn die Frankfurter Gruppe vorgeschlagen hatte. Die amerikanischen
         Behörden hatten eine besondere Beziehung zum christdemokratischen Zentrum aufgebaut,
         dessen ideologische Flexibilität die Partei zu einem idealen »Sammelbecken für alle
         jene Kräfte werden [ließ], die versuchen, die mitteleuropäischen Gesellschaften zu
         stabilisieren, indem sie eine soziale Revolution ebenso verhindern wie eine neue Form
         des deutschen Imperialismus«.63 Für die Frankfurter Gruppe bedeutete diese amerikanische Politik, dass der »Revolution
         mit legalen Mitteln«, die die Entnazifizierung und der demokratische Wiederaufbau
         Deutschlands ihrer Meinung nach darstellen sollte, die progressive politische Energie
         verlorenging, die der antifaschistische Widerstand der Arbeiterklasse hätte liefern
         sollen, und dass sie auf jenen »sozialdemokratischen Kompromiss« abgemildert wurde,
         aus dem sich die von Marcuse später in den 1960er Jahren kritisierte »komfortable,
         reibungslose, vernünftige, demokratische Unfreiheit« speiste (Marcuse 2014 [1964]:
         21). Wie John Herz in einem Essay mit dem emblematischen Titel The Fiasco of Denazification anmerkte, »begann die Entnazifizierung mit einem Paukenschlag und ist zu einem Winseln
         verebbt, seit den Kräften, denen der Einfluss, den sie unter dem NS-Regime hatten,
         nur teilweise und vorübergehend entzogen wurde, der Weg zur Kontrolle über das öffentliche,
         soziale, ökonomische und kulturelle Leben in Deutschland abermals eröffnet worden
         ist« (Herz 1948: 569).
      

      Das Dossier, das die Frankfurter Gruppe zur Vorbereitung und Führung der Nürnberger
         Prozesse erstellte, war auch nicht viel erfolgreicher. Schon bevor die Vereinigten
         Staaten eine offizielle Position im Hinblick auf die fortgesetzten Kriegsverbrechen
         der Achsenmächte bezogen, hatte Neumann bereits einen Bericht vorbereitet – Probleme im Umgang mit den Kriegsverbrechern (Kap. 26) –, den General Donovan umgehend an den stellvertretenden Kriegsminister
         John J. McCloy sandte – versehen mit einem Vermerk, in dem der Bericht emphatisch
         als die Studie bezeichnet wurde, die das Problem, wie mit der Frage der Kriegsverbrechen
         umgegangen werden solle, ein für alle Mal kläre (Smith 1982: 58). Infolge seiner Bedenken
         in Bezug auf die Möglichkeit, gegen politisch komplexere Kriegsverbrechen wie die
         (später als »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« neu definierte) Verfolgung der Juden
         oder die Verfolgung der politischen Gegner der Nazis vor einem internationalen Gerichtshof
         strafrechtlich vorzugehen, hatte Neumann die Einsetzung eines zwischen den Alliierten
         vereinbarten »politische[n] Gremium[s]« in Erwägung gezogen, das nach freiem Ermessen
         (das heißt ohne sich unbedingt auf ein spezifisches Rechtssystem stützen zu müssen)
         »allgemein anerkannte Strafrechtsprinzipien und -standards anwenden« könnte. Neumanns
         Bericht lieferte mehrere Kriterien für die »Umsetzung« der Prinzipien, die im Statement on Atrocities verankert waren, das die Alliierten am 30. Oktober 1943 in Moskau unterzeichnet und
         dem Kirchheimer und Herz in einer Stellungnahme vom 20. Dezember desselben Jahres
         (Kap. 25) grundsätzlich zugestimmt hatten. Neumanns Bericht drängte besonders auf
         die Errichtung eines klaren theoretischen Rahmens, mit dessen Hilfe die umstrittene
         Frage der individuellen Schuldzuweisung bei NS-Verbrechern angegangen werden konnte.
         In Vorwegnahme dessen, was die Hauptverteidigungslinie von Adolf Eichmann und vielen
         anderen Nazifunktionären sein würde, machte Neumann das Befolgen von »dienstlich bindenden«
         höheren Befehlen als einen der möglichen Schwachpunkte der Strategie der Alliierten
         bei der Belangung von Kriegsverbrechern aus. Einige westliche Rechtssysteme – unter
         ihnen das amerikanische – räumen die Rechtmäßigkeit einer solchen Verteidigungsstrategie
         ein. Bei einem autoritären System wie dem Nationalsozialismus, in dem »der individuelle
         Widerstand gegen Befehle gefährlicher und folglich auch seltener […] als anderswo«
         war, eine solche Verteidigung für unzulässig zu erklären, war nicht sinnvoll. Die
         Lösung lag folglich darin zu ermitteln, ob der Angeklagte der Nazipartei oder einer
         der an sie angeschlossenen Organisationen freiwillig beigetreten war und dabei Verbrechen
         begangen hatte wie die Erschießung von Geiseln, die Zwangsdeportation und Zwangsenteignung
         der Zivilbevölkerung, Misshandlung von Kriegsgefangenen, eine kollektive Vergeltungsmaßnahme
         und vor allem, wie in Eichmanns Fall, die Vernichtung von Juden oder politischen Gegnern.
         In diesem Fall kann nämlich auf Seiten des Angeklagten von »volle[r] Kenntnis« der
         Praktiken und Funktionsweise des NS-Regimes ausgegangen werden, weshalb er seinen
         »Teil der Verantwortung tragen muss«.64 Die Frage der strafrechtlichen Verantwortung könne dagegen im Rückgriff auf die Grundlagen
         des NS-Rechtssystems selbst, und zwar besonders auf das Führerprinzip*, gelöst werden.
         Laut ihrer eigenen Interpretation ging die Theorie des Führerprinzips* der Nazis von
         einem Begriff der Verantwortung aus, der weiter gefasst war, als in den westlichen
         Rechtssystemen normalerweise toleriert wurde. Er erstreckte sich bis hin zur objektiven
         Verantwortung des Befehlshabers für die Taten seiner Untergebenen, und zwar sogar
         dann, wenn sie nicht aus einem konkreten Befehl resultierten. Auf diese Weise könnten
         die Nazis selbst als »objektive Feinde« angesehen werden, als entpersonalisierte,
         unpersönliche Verbrecher, die aufgrund ihrer freiwilligen und überzeugten Beteiligung
         an einem Regime, das der Demokratie intrinsisch feindlich gegenübersteht, als solche
         zu erkennen sind.65 So erklären Kirchheimer und Herz, die von Neumann eingestellt wurden, um dieser neuartigen
         Theorie von strafrechtlicher Verantwortung eine systematische Form zu geben:
      

      
         »Wenn wir diese Maßstäbe umkehren und die Naziführer für das verantwortlich machen,
            was wir [das heißt die westlichen Demokratien] als Kriegsverbrechen betrachten, dann müssten
            sie zweifellos für all das Rechenschaft ablegen, was in Übereinstimmung mit ihren
            eigenen Maßstäben und politischen Richtlinien geschehen ist. Das ›Gesetz‹, nach dem
            die Naziführer gehandelt haben, war in Wahrheit die Abwesenheit jeder rechtlichen
            Grenze. Ihre Handlungen standen in Gegensatz zu dem, was die überwiegende Mehrheit
            der Völker und Nationen für die Grundregeln von Recht und Moral halten. Diese Grundregeln
            auf die Naziführer anzuwenden, bedeutet deshalb nicht Rechtlosigkeit, sondern ein
            Eintreten für Gerechtigkeit.«66

      

      Infolge dieser und anderer vorbereitender Berichte67 wurde Neumann (der mittlerweile zum stellvertretenden Leiter der Mitteleuropa-Sektion
         befördert worden war)68 als Kopf jener OSS-Forschungsgruppe über Kriegsverbrechen nach London beordert,69 die speziell zuständig war für die Zusammenstellung aller verfügbaren Informationen
         über die Anstrengungen der Nazis, die Macht in Deutschland zu ergreifen und ihre Herrschaft
         über ganz Europa auszuweiten, die im Prozess verwendet werden sollten.70 Er wurde dem Team von Richter Robert H. Jackson zugeteilt, der im Mai 1945 zum Chefankläger
         der Vereinigten Staaten am Internationalen Militärgerichtshof von Nürnberg ernannt
         worden war. Bis zum 30. Mai 1945 hatten Neumann und seine Gruppe dem Büro von Richter
         Jackson bereits eine große Menge an Materialien und Beweisen zugänglich gemacht, darunter
         25 Prozessschriftsätze, eine Liste der Hauptkriegsverbrecher und einen »Probelauf«
         des Prozesses gegen Göring.71 Spuren dieser vorbereitenden Arbeit sind in den vier in der Hauptverhandlung vorgetragenen
         Anklagepunkten erkennbar, für die Neumann einen vorläufigen Entwurf geschrieben hatte.72 Der Einfluss der Frankfurter Gruppe macht sich besonders an dem Gedanken »gemeinsam
         geplanter« imperialer Aggression und Kontrolle bemerkbar, den Marcuse in seinem langen
         Einführungstext zu der von ihm koordinierten Berichtreihe über Die Pläne der Nazis zur Beherrschung Deutschlands und Europas (Kap. 28) detailliert beschrieben hatte.73 Der Gedanke, »Verbrechen im Inland« gegen Juden und andere zivile Gruppen in die
         Kategorie der normalerweise als Kriegsverbrechen verstandenen Verbrechen aufzunehmen,
         war Teil des zentralen Beitrags der Frankfurter Gruppe zur Anklagestrategie.74

      Am sichtbarsten – und am umstrittensten – war der Einfluss der Frankfurter Gruppe
         jedoch in dem Teil des Prozesses, der dem Holocaust gewidmet war. Neumann ist in letzter
         Zeit beschuldigt worden, für dessen allgemeine Unterschätzung verantwortlich gewesen
         zu sein (siehe zum Beispiel Aronson 1998).
      

      Seit seinem Eintritt in das OSS war es dem Autor von Behemoth gelungen, in dieser Organisation die Interpretation des Antisemitismus als »Speerspitze«
         des generellen NS-Terrors durchzusetzen: »In der Mythologie«, erklärt Neumann in dem
         Bericht vom Mai 1943, der diesen Band eröffnet,
      

      
         »steht die Schlachtung oder Vertreibung des Sündenbocks […] am Ende eines Prozesses,
            während die Judenverfolgung, wie sie von den Nationalsozialisten praktiziert wird,
            nur den Auftakt zu noch schrecklicheren zukünftigen Dingen bildet. Auf die Enteignung
            der Juden folgt zum Beispiel die der Polen, Tschechen, Holländer, Franzosen sowie
            die der deutschen Nazigegner und Mittelschichten. Nicht nur Juden werden in Konzentrationslager
            eingeliefert, sondern auch Pazifisten, Konservative, Sozialisten, Katholiken, Protestanten,
            Freidenker und Mitglieder der unterworfenen Völker. Nicht nur Juden fallen dem Scharfrichter
            zum Opfer, sondern auch unzählige Vertreter verschiedenster Rassen, Nationalitäten,
            Überzeugungen und Religionen.«75

      

      In der Rolle als »Versuchskaninchen, um eine Unterdrückungsmethode auszuprobieren«,
         waren die Juden besonders nützlich, weil sie stark genug waren, um »in den Augen der
         Bevölkerung« zu rechtfertigen, dass sie »zum Hauptgegner« gemacht wurden, aber nicht
         so stark, dass die Nazis »in einen ernsthaften Kampf mit einem mächtigen Feind hineingezogen«
         worden wären.
      

      Seit ihrer erstmaligen Äußerung in Behemoth war diese Interpretation des nationalsozialistischen Antisemitismus auch innerhalb
         der Frankfurter Schule selbst kritisiert worden. Leo Löwenthal, der schon bei Kriegsbeginn
         angefangen hatte, mit dem Office of War Information zusammenzuarbeiten und gemeinsam
         mit Horkheimer und Adorno an der Abfassung des Kapitels über »Elemente des Antisemitismus«
         der Dialektik der Aufklärung saß, unterstrich in einem langen Brief an Marcuse vom 29. Juni 1943 seine Bestürzung
         über Neumanns »Speerspitzen«-Theorie, die die »Endlösung« als vorbereitendes Phänomen
         beschrieben hatte. Löwenthal war dagegen ein Anhänger der traditionellen »Sündenbock«-Theorie,
         die im nationalsozialistischen Antisemitismus ein »Ablenkungsmanöver« erkannte, bei
         dem den Juden alle erdenklichen politischen Missstände in die Schuhe geschoben wurden.
         Da ihnen eine echte bürokratische Tradition fehlte und sie sich den Deutschen weltanschaulich
         nicht recht anpassen wollten, waren die Juden zu Repräsentanten des »schlechten bürgerlichen
         Gewissens« und der auf Wettbewerb und freies Unternehmertum gegründeten kapitalistischen
         Vergangenheit geworden. Dadurch zogen sich die Juden nicht nur den Hass der Teile
         des Bürgertums zu, deren Geschäfte dank der Bürokratisierung florierten, sondern auch
         der Angehörigen der weniger privilegierten Schichten, die der wirtschaftliche Konzentrationsprozess
         zu vernichten drohte.76 Auch Marcuse hatte diesen Ansatz übernommen; angesichts der Weiterentwicklung des
         nationalsozialistischen Antisemitismus hob er im Vertrauen gegenüber Horkheimer die
         Notwendigkeit hervor, die »Speerspitzen«-Theorie zu überarbeiten. »Offenbar liegt
         die Funktion dieses Antisemitismus«, schrieb er,
      

      
         »zunehmend darin, ein etabliertes Herrschaftsmuster im menschlichen Charakter zu verewigen.
            Bedenken Sie nur, daß der Jude jetzt in der deutschen Propaganda zu einem ›inneren‹
            Wesen geworden ist, das sowohl in den Nichtjuden als auch in den Juden lebt und sich
            selbst durch die Vernichtung der ›wirklichen‹ Juden nicht ausmerzen läßt. Betrachten
            wir jene Charaktermerkmale und Eigenschaften, die von den Nazis als die jüdischen
            Elemente der Nichtjuden ausgegeben werden, so finden wir nicht (oder zumindest nicht
            primär) sogenannte typisch jüdische Züge, sondern solche, die als eindeutig christlich
            und ›menschlich‹ gelten. Zudem sind es genau jene Merkmale, die sich am entschiedensten
            gegen jede Form der Repression richten.«77

      

      Trotz dieser internen Debatten fand die »Speerspitzen«-Theorie in den Antisemitismus-Berichten
         Verwendung, die die Mitteleuropa-Sektion für die Nürnberger Prozesse vorbereitete.
         »Die Anklage verfolgt die Absicht«, heißt es zum Beispiel in dem Bericht The Criminal Conspiracy Against the Jews, den Charles Irving Dwork (Direktor des Judentum-Ressorts der R&A) in Zusammenarbeit
         mit dem New Yorker Institute for Jewish Studies im Rahmen der Reihe verfasst hatte,
         die den Plänen der Nazis zur Beherrschung Deutschlands und Europas gewidmet war, »den
         Nachweis zu erbringen für das Vorhandensein eines gemeinsamen Plans oder Vorhabens
         der deutschen Regierung, der Nazipartei sowie des deutschen Militärs und führender
         Vertreter der Industrie und Finanzwelt, mit kriegerischen Mitteln die Weltherrschaft
         zu erringen. Zugleich war die Vernichtung des jüdischen Volkes als ganzem, obwohl
         ein Zweck an sich, mit diesem Ziel der Welteroberung verknüpft und eng verbunden.«78 Infolgedessen machte Richter Jackson sich die »Speerspitzen«-Theorie bei den Nürnberger
         Prozessen direkt zu eigen: »Der Antisemitismus«, erklärte er in seiner Eröffnungsrede,
      

      
         »ist auch zutreffend als ›Speerspitze des Schreckens‹ bezeichnet worden. Das Ghetto
            war die Versuchsstätte, Unterdrückungsmaßnahmen zu erproben. Jüdischer Besitz wurde
            als erster enteignet, aber der Brauch breitete sich aus und führte zu ähnlichen Maßnahmen
            gegen ›staatsfeindliche‹ Deutsche, gegen Polen, Tschechen, Franzosen und Belgier.
            Die Ausrottung der Juden ermöglichte den Nazis, mit erfahrener Hand in ähnlicher Weise
            gegen Polen, Serben und Griechen vorzugehen. Das schlimme Schicksal der Juden war
            ständige Drohung gegenüber dem Widerstandswillen oder der Unzufriedenheit unter anderen
            Teilen der Bevölkerung Europas – Pazifisten, Konservativen, Kommunisten, Katholiken,
            Protestanten, Sozialisten. Es war in Wahrheit eine Drohung gegenüber jeder abweichenden
            Meinung, es bedrohte das Leben aller Nichtnazis.«79

      

      Die Einfügung der Vernichtung des jüdischen Volkes in einen allgemeineren »Plan« repressiver
         Weltherrschaft setzte in den Augen der Frankfurter Gruppe jedoch keinesfalls eine
         Unterschätzung von deren zentraler Bedeutung für das nationalsozialistische Denken
         und Handeln voraus, und schon gar nicht sollten dadurch bei den Nürnberger Prozessen
         Beweise für die Judenvernichtung zurückgehalten werden.80 Wie uns in jüngerer Zeit Arthur Schlesinger Jr. erinnerte, waren Persönlichkeiten
         jüdischer Herkunft wie Neumann, Kirchheimer und Marcuse, die allesamt viele enge Familienmitglieder
         in den NS-Lagern verloren hatten, »die Letzten, denen es in Sinn gekommen wäre, Berichte
         über die Endlösung zu ignorieren oder außer Acht zu lassen« (Schlesinger 2000: 307).
         In einem Kontext, in dem die »jüdische Frage« noch keine eigenständige Größe in der
         amerikanischen Außenpolitik geworden war und vor allem der Begriff »Völkermord« sich
         noch nicht durchgesetzt hatte, war es zu großen Teilen den Unterlagen von Neumanns
         Forschungsteam zu verdanken, dass »das Schicksal der europäischen Juden nicht vollständig
         von Amerikas militärischer und diplomatischer Agenda verschwand« (Katz 1991: 297).
         Neumanns Team sorgte auch dafür, dass der Internationale Militärgerichtshof Zugang
         zu einem Großteil der Beweise für eine kriminelle Verschwörung gegen die Juden erhielt,
         darunter die offizielle Schätzung von mindestens 5 700 000 Toten.81 Aus der Perspektive des Teams musste der Kampf gegen den nationalsozialistischen
         Antisemitismus jedoch die Spezifität des Schicksals der Juden verblassen lassen und
         den Grundsatz untermauern, dass diese ebenso zu behandeln seien wie die anderen deutschen
         Bürger.82 Aus dem gleichem Grund konnte die Anprangerung der NS-Verbrechen für die Versuche,
         den Holocaust zu »essentialisieren«, die später für die zionistische Politik typisch
         werden sollten, nicht von Belang sein.
      

      7. Die Beziehung zwischen der Frankfurter Gruppe und Richter Jackson – wenn man angesichts
         der wechselseitigen Zurückhaltung, die ihr Verhältnis von Anfang an prägte, überhaupt
         von einer Beziehung sprechen kann – war ohnehin bald zu Ende. Aus Protest trat Neumann
         nur wenige Tage nach der offiziellen Eröffnung der Hauptverhandlung von der Leitung
         der Forschungsgruppe über Kriegsverbrechen zurück. Kurz darauf schied er auch aus
         der amerikanischen Verwaltung aus, um sich dem Aufbau eines neuen Instituts für Politische
         Wissenschaften an der Columbia University und an der Freien Universität Berlin zu
         widmen (wodurch er schließlich unwillentlich zur fortschreitenden Amerikanisierung
         der politischen Philosophie in Nachkriegsdeutschland beitrug). Wie der stellvertretende
         Ankläger, Telford Taylor, in seinen Erinnerungen an die Nürnberger Prozesse eingeräumt
         hat, ließ Jackson den Beitrag von Neumanns Gruppe bei der endgültigen Entscheidung,
         welche Angeklagten formell vor Gericht gestellt werden sollten, mehr als einmal ohne
         ersichtlichen Grund unberücksichtigt (Taylor 1994 [1992]: 117). Dies galt vor allem
         für die Untersuchung der sogenannten »ökonomischen Ursache«, von der Neumanns Gruppe
         restlos ausgeschlossen war, obwohl sie eine Reihe von Studien vorbereitet hatte, die
         unzweideutig zeigten, dass die fortgesetzten Kriegsverbrechen der Nazis heimlich mit
         den deutschen Industriellen abgesprochen gewesen waren, und eine Liste mit 65 führenden
         Geschäftsleuten enthielten, die in die verbrecherische Politik des NS-Regimes verwickelt
         waren.83 Die Enttäuschung der Frankfurter Gruppe, dass ihr Kampf gegen den deutschen Feind
         erneut einen seiner wesentlichen Bestandteile einbüßte, brachte Marcuse 1978 in einem
         Gespräch mit Jürgen Habermas zum Ausdruck: »Diejenigen, die wir z.B. als ›ökonomische
         Kriegsverbrecher‹ an der ersten Stelle der Liste hatten, waren sehr bald wieder in
         den entscheidenden verantwortlichen Positionen der deutschen Wirtschaft wiederzufinden.
         Hier Namen zu nennen, ist sehr leicht.« (Marcuse et al. 1978: 21)84

      Die Marginalisierung der Frankfurter Gruppe in Richter Jacksons Team ging mit einer
         allgemeineren Marginalisierung des OSS einher, das wiederum kurz darauf, im Oktober
         1945, von Präsident Truman geschlossen wurde. Als ein Beispiel für ihre zunehmende
         Marginalisierung im Anschluss an das Ende der Zusammenarbeit von USA und UdSSR – auf
         deren strategische Bedeutung die Frankfurter Gruppe immer wieder gepocht hatte – kann
         Marcuses und Kirchheimers Versetzung ins Außenministerium gelten. Bitter schrieb Marcuse
         am 6. April 1946 in einem Brief an Max Horkheimer:
      

      
         »Sie werden gehört haben, daß die Research und Intelligence Division des State Departments
            wegen angeblicher kommunistischer Tendenzen unter heftigem Feuer ist. Das Appropriation
            Committee hat mit dieser Begründung die Bewilligung neuer Funds vorläufig abgelehnt.
            Jetzt beginnt das allgemeine Schachern für den üblichen Kompromiß, aber es ist durchaus
            möglich, daß die Division am 30. Juni aufgelöst wird. Ich wäre darüber nicht gerade
            traurig.«85

      

      Marcuses Vorhersage erwies sich als richtig: Ende April wurde die Forschungs- und
         Analyseabteilung, die das Außenministerium vom OSS geerbt hatte, aufgelöst. Unter
         dem Druck konservativer Kreise in der amerikanischen Verwaltung war die Behördenleitung
         zu der Überzeugung gelangt, dass die Geheimdienstgruppe von einer Reihe von OSS-Leuten
         mit »stark sowjetischen Neigungen« geführt wurde, die sich vom ideologischen Standpunkt
         aus »weit links von den Ansichten des Präsidenten und seines Außenministers« bewegten
         und nach einem »vergesellschafteten Amerika in einer dem Frieden durch allgemeine
         Sicherheit und gemeinsame politische, ökonomische und soziale Reformen gewidmeten,
         weltumspannenden Nationengemeinschaft aus kommunistischen und sozialistischen Staaten«
         und nach globaler Umverteilung des Volksvermögens strebten (Smith 2005: 343). Aufgrund
         der schweren Erkrankung seiner Frau Sophie konnte Marcuse Washington nicht verlassen86 und gehörte somit (wie Kirchheimer) zu jenem »Stab von jüdischen Schreiberlingen«,
         die der neuen Mentalität des Kalten Krieges trotzten und unter ständiger Beobachtung
         durch das Komitee für unamerikanische Umtriebe des Repräsentantenhauses (HUAC) mehrere
         Jahre im Außenministerium herumlungerten – in einer Atmosphäre wie in Kafkas Schloss, wo »man niemals wusste, wer ans Telefon gehen würde oder sogar ob überhaupt jemand
         rangehen würde«, und wo alle Bemühungen, diesen antikommunistischen Tendenzen entgegenzusteuern,
         fortwährend durchkreuzt wurden (Kellner 1998: 25–27).
      

      In diesem, bereits vollständig von den Verwerfungen des Kalten Krieges durchzogenen
         politischen Klima übernahm Marcuse im August 1949 die Aufsicht über den langen und
         detaillierten Außenministeriumsbericht Die Potentiale des Weltkommunismus, der diesen Band beschließt. In seinem Einleitungstext erklärt er, welche Konsequenzen
         der Umstand hat, dass der Kommunismus entgegen der Marxschen Theorie in der Sowjetunion,
         einem unterentwickelten und isolierten Land, siegreich war. Diese beiden Umstände
         bildeten ein Hindernis für die Entwicklung des Kommunismus auf der ganzen Welt und
         begünstigten eine erzwungene, schrittweise Industrialisierung der sowjetischen Gesellschaft.
         Auch wenn die westlichen kommunistischen Parteien in den proletarischen Schichten
         noch nicht vollkommen in Verruf geraten waren und sich so einen gewissen Grad an Autonomie
         gegenüber dem sowjetischen Führungsanspruch bewahrt hatten, wurden die soziale Basis
         und die Entwicklungsmöglichkeit dieser Parteien durch eine Reihe von politischen Maßnahmen
         unterlaufen. Der Marshall-Plan, die amerikanische Containment-Politik Trumans und
         die ersten Ansätze gezielter Handelsbeziehungen zwischen Ost und West trugen zur Stabilisierung
         des Systems bei und sorgten dafür, dass der Rückhalt, den die westlichen kommunistischen
         Parteien unmittelbar nach dem Krieg jenseits ihres Mitgliederkreises gefunden hatten,
         geringer wurde. Den Aufstiegsmöglichkeiten der kommunistischen Parteien in Europa
         waren objektive Grenzen gesetzt, was sie – wie ihre Übernahme eines nichtrevolutionären
         »Minimalprogramms« zeigte – ihre »Integration« in den demokratischen Rahmen des westlichen
         Liberalismus in Betracht ziehen ließ.87 In den »Westzonen« des besetzten Deutschlands hatte die politische Stärke der Kommunisten
         bis zur »Bedeutungslosigkeit« abgenommen. Im Falle einer neuerlichen Wirtschaftskrise
         war es wahrscheinlicher, dass benachteiligte Bevölkerungsgruppen sich auf die Seite
         von Neonazibewegungen schlagen würden, wie sich an den immer noch sehr präsenten antisemitischen
         Überbleibseln in den Besatzungszonen zeigte. Deshalb war in Marcuses Augen keine kommunistische
         Bedrohung gegeben; die wirklich antidemokratischen Tendenzen in Deutschland bestanden
         vielmehr in der unnatürlich langen Beibehaltung von Deutschlands politischer Ordnung
         nach der Nazizeit, die sonst im Rahmen der Frage der »nationalen Befreiung« transversalen
         Bündnissen zwischen vielen verschiedenen Menschen und Gruppen hätte Platz machen können.88

      Auch in diesem Fall stießen Marcuses »Empfehlungen« auf taube Ohren. Wie Kirchheimer
         einige Jahre später in seinem Opus magnum von 1961, Politicial Justice – dem man die Spuren seiner R&A-Tätigkeit deutlich ansieht –, erklären wird, hat »[j]edes
         politische System […] seine Feinde oder produziert sie zu gegebener Zeit« (Kirchheimer
         1965 [1961]: 21). Die »freie Welt« hatte sich bereits einen neuen Feind geschaffen.
         Sie hatte allerdings auch ihre eigene interne Kritik geschaffen: Kurz nach seinem
         Ausscheiden aus dem Staatsdienst hat Marcuse nämlich die Analyse des deutschen Feindes
         wiederaufgenommen, um den westlichen Demokratien ihr schlechtes Gewissen vorzuwerfen,
         das den »totalitären« Tendenzen von Nazismus und Sowjetkommunismus entspricht und
         so genau die Freiheit, die sie zu verteidigen behaupten, in ein »mächtiges Herrschaftsinstrument«
         in Bezug auf die Gesellschaft und die Welt verwandelt (Marcuse 2014[1964]).89
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            Franz Neumann

            Antisemitismus: Die Speerspitze allumfassenden Terrors
            

            (18. Mai 1943)

         

         Originaltitel: Anti-Semitism: Spearhead of Universal Terror
         

         Anmerkung des Herausgebers: R&A 1113.9. Dieser Text erschien im internen Newsletter
               der Forschungs- und Analyseabteilung des OSS (Psychological Warfare Roundup, Nr. 9, 18.–24. Mai 1943, Abschnitt II). Auf Neumanns Autorschaft wird auf Seite 17
               ausdrücklich verwiesen.

         Klassifizierung: Geheim

         In einer der neuesten Ausgaben von Das Reich gelobt Dr. Goebbels die Vernichtung der Juden im Osten. Und in einer seiner jüngsten
            Ausgaben droht auch der Völkische Beobachter mit der vollständigen Vernichtung der polnischen Juden. Am 15. Mai 1943 hat die New York Herald Tribune über die vollständige Auslöschung des Warschauer Ghettos berichtet, und eine große
            Zahl von Berichten weist darauf hin, dass die Drohungen in die Tat umgesetzt werden.
         

         1. Dieses jüngste Stadium im langen Prozess der Judenvernichtung macht es zwingend
            erforderlich, die Funktion des Antisemitismus im Rahmen des NS-Systems erneut zu untersuchen.
            Vom Moment ihrer Gründung an gehörte der Antisemitismus zu den beständigsten Ideologemen
            der Nazipartei. Kein anderes Element stand so beständig im Vordergrund der nationalsozialistischen
            Weltanschauung und Aktivitäten. Man kann sogar sagen, dass der Antisemitismus die
            einzige Ideologie ist, die die Nazipartei zusammenzuhalten vermag, und es ist diese
            besondere Funktion des Antisemitismus, die ihm seinen eigentümlichen Charakter verleiht.
         

         Das Verständnis des Antisemitismus wird durch die weithin anerkannte Sündenbock-Theorie
            beeinträchtigt, der zufolge die Juden als Sündenböcke für alle gesellschaftlichen
            Übel herhalten müssen. In der Mythologie steht die Schlachtung oder Vertreibung des
            Sündenbocks jedoch am Ende eines Prozesses, während die Judenverfolgung, wie sie von
            den Nationalsozialisten praktiziert wird, nur den Auftakt zu noch schrecklicheren
            zukünftigen Dingen bildet. Auf die Enteignung der Juden folgt zum Beispiel die der
            Polen, Tschechen, Holländer, Franzosen sowie die der deutschen Nazigegner und Mittelschichten.
            Nicht nur Juden werden in Konzentrationslager eingeliefert, sondern auch Pazifisten,
            Konservative, Sozialisten, Katholiken, Protestanten, Freidenker und Mitglieder der
            unterworfenen Völker. Nicht nur Juden fallen dem Scharfrichter zum Opfer, sondern
            auch unzählige Vertreter verschiedenster Rassen, Nationalitäten, Überzeugungen und
            Religionen. Antisemitismus ist deshalb nur die Speerspitze des Terrors. Die Juden
            dienen lediglich als Versuchskaninchen, um eine Unterdrückungsmethode auszuprobieren.
            Diese Rolle können allerdings möglicherweise nur die Juden spielen. Der Nationalsozialismus,
            der angeblich den Klassenkampf abgeschafft hat, braucht einen Feind, der durch seine
            bloße Existenz für die Integration der antagonistischen Kräfte innerhalb dieser Gesellschaft
            zu sorgen in der Lage ist. Dieser Gegner darf nicht zu schwach sein. Wäre er zu schwach,
            ließe es sich in den Augen der Bevölkerung nicht rechtfertigen, ihn zum Hauptgegner
            zu machen. Er darf aber zweifellos auch nicht zu stark sein, weil die Nazis sonst
            in einen ernsthaften Kampf mit einem mächtigen Feind hineingezogen würden. Aus diesem
            Grund ist die katholische Kirche nicht in den Rang des Hauptgegners erhoben worden.
            Es sind die Juden, die die Rolle, weder zu stark noch zu schwach zu sein, in bewunderungswürdiger
            Weise ausfüllen.
         

         Daraus folgt, dass die Vernichtung der Juden im Rahmen der antisemitischen Ideologie
            und Praxis nur das Mittel zur Erlangung eines weitreichenderen Ziels ist, nämlich
            der Zerstörung freier Institutionen, Überzeugungen und Gruppierungen. Diese Theorie
            des Antisemitismus kann man Speerspitzen-Theorie des Antisemitismus nennen.
         

         2. Obwohl der Antisemitismus mithin ein beständiger und durchgängiger Bestandteil
            der nationalsozialistischen Politik gewesen ist, haben sich seine Erscheinungsformen
            von 1933 bis 1943 beträchtlich verändert. Diese Veränderungen der antisemitischen
            Politik gewähren uns einen Einblick weniger in das Schicksal der Juden als vielmehr
            in die Struktur des NS-Systems.
         

         Ein hemmungsloser Antisemitismus trat erstmals am 1. April 1933, dem Tag des antijüdischen
            Boykotts, in Erscheinung.90 Diese Phase des Antisemitismus kann man SA-Antisemitismus nennen. An diesen antisemitischen
            Auswüchsen beteiligten sich damals die unteren Mittelschichten an den Rändern zum
            Proletariat und viele Akademiker – Anwälte und Ärzte – aktiv oder begrüßten sie zumindest.
            Bekanntlich wurde der Boykott auf Drängen von Schacht91 und der angloamerikanischen Mächte vorzeitig abgebrochen; die wirtschaftlichen Nachteile
            dieses Antisemitismus überwogen die durch die Befriedigung von niederen Instinkten
            sich ergebenden Vorteile bei weitem. Die Rücksichtnahme auf die öffentliche Meinung
            und die Hoffnung auf wirtschaftliche Zusammenarbeit mit England und Amerika haben
            also 1933 den Ausbruch einer regelrechten Hetzjagd auf Juden verhindert. Die Nazis
            haben die Meinung des Auslands ausgelotet, fanden sie ungünstig und gaben ihre Versuche
            auf.
         

         3. In der darauf folgenden Phase bis November 1938 fand eine kühl kalkulierte, rechtlich
            abgesicherte Verfolgung der Juden in Deutschland statt; Schritt für Schritt trat eine
            antijüdische Gesetzgebung in Kraft. Die Lage änderte sich, als im November 1938 unter
            dem Eindruck der Ermordung vom Raths92 ein Pogrom inszeniert wurde und es zum völligen Ausschluss der Juden vom wirtschaftlichen
            und sozialen Leben in Deutschland kam. Um die antijüdischen Maßnahmen in dieser Phase
            zu verstehen, ist es nötig herauszufinden, ob das Pogrom eine spontane Reaktion des
            Volkes oder eine geschickt eingefädelte Manipulation war. Alle Berichterstatter, die
            das Pogrom zu beobachten Gelegenheit hatten, stimmen darin überein, dass es keine
            spontanen antisemitischen Bekundungen gegeben hat. Jeder Bericht, der uns seither
            aus Deutschland erreicht hat, bekräftigt die Ansicht, dass spontaner Antisemitismus
            im heutigen Deutschland nicht auftritt und antisemitische Bekundungen von oben manipuliert
            sind.
         

         Ein zweiter Faktor stützt diese Annahme. Die antisemitische Gesetzgebung vom November
            und Dezember 1938, die die Juden vom wirtschaftlichen Leben ausschloss, wurde vorher
            sorgfältig vorbereitet. Eine Verordnung vom 26. April 1938 hatte die Juden bereits
            gezwungen, ihr »gesamtes in- und ausländisches Vermögen […] anzumelden und zu bewerten«,
            und in einer Anordnung gleichen Datums wurde ihnen der Erwerb von gewerblichen, land-
            oder forstwirtschaftlichen Betrieben verboten.
         

         Die Tatsache, dass die Anmeldung jüdischen Vermögens bereits im Frühjahr 1938 angeordnet
            wurde, macht deutlich, dass die Verordnungen vom November und Dezember 1938 lange
            im Voraus geplant gewesen waren und der Tod vom Raths bloß als Vorwand diente, die
            geballte Wut des Regimes zu entfesseln.
         

         4. Bleibt die Frage, warum die radikalen antijüdischen Gesetze gerade im Zeitraum
            zwischen Frühjahr 1938 und Dezember 1938 erlassen wurden. Zwei Faktoren erklären die
            Wahl dieses Zeitraums. Am 4. Februar 1938 übernahm Hitler das Oberkommando über die
            Wehrmacht. Am 13. März 1938 erfolgte der Anschluss Österreichs an Deutschland. Am
            20. Mai 1938 wurde mit dem Bau des Westwalls begonnen.93 Am 12. September 1938 gab Hitler auf dem Reichsparteitag in Nürnberg den Startschuss
            für die Zerschlagung der Tschechoslowakei. Von daher ist 1938 das Jahr, in dem die
            Widerstandskraft der Demokratien gegenüber Nazideutschland erstmals auf eine harte
            Probe gestellt wurde. Die radikale antisemitische Gesetzgebung muss in diesem Zusammenhang
            verstanden werden.
         

         Es ist aber noch ein zweiter Aspekt zu berücksichtigen. Anfang 1939 traten zwei Verordnungen
            zur Ausdünnung des Handwerks und des Einzelhandels in Kraft. Damit schloss die Regierung
            zum ersten Mal offiziell maßgebliche Teile der Mittelschichten von einer unabhängigen
            ökonomischen Existenz aus. Der ökonomische Ausschluss der Juden war deshalb bloß der
            Auftakt zu einem Schlag gewesen, der sich gegen die unabhängige Mittelschicht richtete.
         

         5. Die physische Vernichtung der Juden im Frühjahr 1943 findet unter ähnlichen Umständen
            statt. Auch die Verordnung zur Mobilisierung von Arbeitskräften vom 27. Januar 1943
            beraubte Hunderttausende Angehörige der Mittelschicht ihrer Unabhängigkeit. Die politische
            Lage ist so schwierig, wie man sie sich nur vorstellen kann. Die Antagonismen innerhalb
            der deutschen Gesellschaft lassen sich nur durch einen allumfassenden Terrorapparat
            kaschieren. Zusammen mit der geplanten Vernichtung der Juden hat die Denunziation
            von Bolschewismus, Sozialismus, Demokratie, Liberalismus und Kapitalismus als jüdisch
            folgende Funktionen:
         

         
            	
               Für die Ohren des Auslands hat Dr. Werner Best94 1942 die Funktion des Antisemitismus klar definiert. Ein Land, sagte er, das sich
                  dem Antisemitismus ergebe, habe dadurch bereits seine liberale Tradition preisgegeben.
                  Dadurch sei es nicht mehr gegen Totalitarismus gefeit und auf dem Wege, eine totalitäre
                  Gesellschaft zu werden.
               

            

            	
               Innenpolitisch ist der Antisemitismus immer noch das Versuchsfeld für allgemeine terroristische
                  Methoden, die sich gegen all jene Gruppierungen und Institutionen richten, die sich
                  dem NS-System nicht vollständig unterwerfen.
               

            

            	
               Die Judenverfolgung, die auf Anordnung der Nazis von immer breiteren Schichten des
                  deutschen Volkes betrieben wird, verstrickt diese Schichten in eine Kollektivschuld.
                  Der Zwang, so ungeheure Verbrechen zu begehen wie die physische Vernichtung der Juden
                  im Osten, macht die deutsche Wehrmacht, die Beamtenschaft und die breiten Massen zu
                  Mittätern und an diesem Verbrechen Mitschuldigen, weshalb es ihnen unmöglich ist,
                  das Naziboot zu verlassen. Ich glaube, man kann davon ausgehen, dass mit der neuen
                  Welle des Antisemitismus auch die Absicht verfolgt wird, separate Friedensverhandlungen
                  der Nichtnazis unter den Angehörigen der herrschenden Klasse zu vereiteln. Die Nazis
                  möchten, dass das Verbrechen, das gerade begangen wird, jeden einzelnen Deutschen
                  befleckt.
               

            

         

         Verwendung: Die obigen Bemerkungen sollten uns davon abhalten, Gegen-Gegenpropaganda zu betreiben.
            Es wäre sinnlos, die antisemitische Propaganda der Nazis zu widerlegen, weil dieser
            Propaganda womöglich gar kein Glauben geschenkt wird. Es wäre gefährlich, die Juden
            für ihren Beitrag zur Kultur, ihre patriotische Einstellung oder ihre antifaschistischen
            Aktivitäten zu loben.
         

         Antisemitische Propaganda sollte so behandelt werden wie oben angeführt.

      

   
      
         
            Herbert Marcuse

            In der nahen Zukunft mögliche politische Veränderungen in Nazideutschland
            

            (10. August 1943)

         

         Originaltitel: Possible Political Changes in Nazi Germany in the Near Future
         

         Anmerkung des Herausgebers: R&A 1034. Auf Marcuses Autorschaft wird im Political Intelligence Report, Nr. 21, Abschnitt I.1. verwiesen (R&A 1113.21).
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         1. Den herrschenden Gruppen in Deutschland wird sicherlich mittlerweile klar geworden
            sein, dass der Krieg militärisch verloren ist. Es mag Nazigruppen geben, die lieber
            ehrenhaft sterben würden, als unter Umständen weiterzuleben, die sie als schmachvoll
            betrachten, und die sich aus diesem Grund in so hoffnungslose Militärmaßnahmen flüchten
            möchten wie eine flächendeckende Bombardierung Englands oder einen Angriff auf den
            Nahen Osten über die Türkei. Das ist extrem unwahrscheinlich. Davon einmal abgesehen,
            dass Deutschlands militärische Ressourcen vermutlich nicht ausreichen würden, um solche
            verzweifelten Maßnahmen durchzuführen, würden sie gewiss auf den entschiedenen Widerstand
            des Militärs, der Industriellen und der Junker stoßen, die wissen, dass Verzweiflungstaten
            nicht nur die militärische Macht Deutschlands zerstören, sondern auch zu ihrer eigenen
            vollständigen Vernichtung führen würden.
         

         2. Wenn also Militärmaßnahmen keinen Ausweg aus der sicheren militärischen Niederlage
            bieten, liegt Deutschlands einzige Hoffnung auf dem Gebiet der Politik. Die Annahme
            dürfte nicht übertrieben sein, dass die politischen Aspekte des Krieges von jetzt
            an die unaufhaltsam zur völligen Vernichtung der deutschen Militärmaschinerie führenden
            militärischen Operationen überschatten werden. Von daher stellt sich das Problem,
            welche politischen Strategien die deutsche Regierung verfolgen wird, um die völlige
            politische und militärische Niederlage abzuwenden. Zwei strategische Linien stehen
            den Deutschen offen. Die eine besteht darin, die politischen und sozialen Unterschiede
            zwischen den jeweiligen Feindesländern auszunutzen, ihre jeweiligen Schwachpunkte
            bei der Unterwanderung ihrer Moral zu verwenden und prodeutschen, gegen den Krieg
            eingestellten Kräften an die Macht zu verhelfen. Deutschland muss sich klar machen,
            dass dies ein hoffnungsloses Unterfangen ist. Was England anbelangt, mussten solche
            Hoffnungen schon in einem sehr frühen Stadium des Krieges begraben werden. Bei ihrer
            antiamerikanischen Strategie hatte die Hoffnung der Nazis sich auf die Wahl eines
            Präsidenten gerichtet, bei dem mit einem schnellen Friedensschluss gerechnet werden
            konnte. Aber jetzt ist die Zeit zu knapp, um die amerikanischen Wahlen abzuwarten,
            und tief in ihrem Inneren werden die Nazis sicherlich wissen, dass auch das Jahr 1944
            ihre Erwartungen enttäuschen wird. Der Schaffung der Nationalen Befreiungsbewegung
            und der Nationalen Befreiungsarmee unter General Wlassow95 und dem Versuch, die Ukrainer von den Russen abzuspalten, war nur wenig Erfolg beschieden.
            Jede Hoffnung, die russische Heimatfront zu unterminieren, muss deshalb aufgegeben
            werden. Das heißt nicht, dass die Nazis ihre Propaganda auf diesem Gebiet aufgeben
            werden. Sie werden zweifellos aus innenpolitischen Gründen damit fortfahren, aber
            man kann davon ausgehen, dass sie sich über die Hoffnungslosigkeit dieser Art von
            politischer Strategie im Klaren sind.
         

         3. Damit bleibt der zweite strategische Ansatz, nämlich die Vereinten Nationen zu
            spalten und mit der einen oder anderen Seite, also entweder mit Russland oder mit
            den Westmächten, zu einem Friedensbündnis zu gelangen. Dies mögen die Nazis dadurch
            zu erreichen hoffen, dass sie den Westmächten die Gefahr der Bolschewisierung Europas
            und Russland die Gefahr eines gegen Sowjetrussland gerichteten Eingreifens der Alliierten
            ausmalen.
         

         Die deutsche Führung weiß jedoch, dass sowohl Russland als auch die Westmächte sich
            verpflichtet haben, nicht mit Hitler und der Nazipartei zu verhandeln. Folglich sehen
            sich die herrschenden Gruppen in Deutschland dem Problem gegenüber, eine verfassungsgemäße Regelung zu finden, die entweder Sowjetrussland
               oder die alliierten Mächte zufriedenstellt, ohne dabei das Grundgerüst des NS-Systems
               zu zerstören. Die Nachrichten aus Berlin96 und Madrid müssen in diesem Lichte bewertet werden. Der Bericht aus Berlin behauptet,
            dass wichtige militärische und politische Diskussionen im Führerhauptquartier stattgefunden
            und dass für die Nazipartei Göring, Ribbentrop, Speer, Himmler, Goebbels und Bormann,
            für die Wehrmacht Keitel, Dönitz, Milch, Jeschonnek, Zeitzler und Jodl daran teilgenommen
            haben. Der japanische Botschafter in Berlin war zugegen und wurde im Beisein von Keitel
            und Ribbentrop empfangen.
         

         Der Bericht aus Madrid deutet darauf hin, dass ein aus Keitel, Dönitz und Göring bestehendes
            Triumvirat alle militärischen und politischen Angelegenheiten in die Hand genommen
            hat und dass Reichsmarschall Göring eine »enorme Machtfülle« übertragen wurde.
         

         4. Man kann davon ausgehen, dass der letzte Bericht im Wesentlichen der Wahrheit entspricht.
            In erster Linie würde das einen Versuch darstellen, alle militärischen, politischen
               und ökonomischen Maßnahmen vollständig dadurch zu koordinieren, dass letzten Endes
               alles der Verteidigung der von den Deutschen kontrollierten Festung untergeordnet
               wird.

         Das impliziert, dass Hitler vorübergehend in den Hintergrund tritt und dass die Nazipartei
            in ein Organ dieses Triumvirats umgewandelt wird. Man kann dieses Triumvirat als Kompromissbildung
            zwischen der Wehrmacht und der Nazipartei ansehen. Wie man sich erinnern dürfte, ist
            Göring der einzige Nazipolitiker von Rang, der keinen offiziellen Posten in der Nazipartei
            bekleidet. Er ist ein einfaches Parteimitglied – selbstverständlich mit großem Einfluss
            in der Partei –, aber er ist kein Parteifunktionär und auch nicht in einer ihrer Nebenstellen
            aktiv. Vor allem ist er kein Reichsleiter* der Partei und dürfte daher für eine Heeresführung,
            die um Frieden nachsucht, von größerem Nutzen sein als alle anderen Naziführer. Darüber
            hinaus genießt Göring bekanntlich durch die Reichswerke Hermann Göring die Unterstützung
            mächtiger Führungskräfte in der Industrie- und Finanzwelt, denen er die Beteiligung
            an der ökonomischen Ausplünderung der besetzten europäischen Gebiete ermöglicht hat.
         

         Die faktische Unterordnung der Nazipartei unter das Triumvirat ist zweifellos vollzogen
            worden, um den Unmut der Wehrmacht und der Bevölkerung über die Vorrechte und Privilegien
            der Partei zu beschwichtigen.97

         5. Es mag außerdem beabsichtigt gewesen sein, dass das Triumvirat für die Vereinten
            Nationen leichter zu akzeptieren sein würde als das vorher herrschende System. Aber
            das Personal des Triumvirats weist so enge Verbindungen zur Nazipartei auf, dass die
            Vereinten Nationen es zweifellos als Verhandlungspartner ablehnen werden. Keitel und
            Dönitz sind weit eher Männer Hitlers als der Wehrmacht. Görings Name wird auf ewig
            mit der Entfesselung der Luftangriffe auf Großbritannien verbunden bleiben, mit der
            Zerstörung Rotterdams und Warschaus und mit der ökonomischen Ausplünderung der besetzten
            europäischen Gebiete. Als Hitlers Beauftragter für den Vierjahresplan war und ist
            er für diese Ausbeutung verantwortlich.98

         Es ist sogar sehr unwahrscheinlich, dass das Triumvirat selbst sich als akzeptabel
            für die Vereinten Nationen ansieht – umso mehr, als an Hitler und an der Nazipartei
            festgehalten wird.
         

         6. Die Einsetzung dieses Triumvirats muss als bloßer erster Schritt auf dem Weg zu
            weiteren Änderungen im Rahmen der Verfassung betrachtet werden. Das Ziel zukünftiger Schritte wird die Schaffung eines Regierungssystems sein, das
               bestimmte politische Veränderungen mit einem Minimum an sozialen und politischen Unruhen
               und ohne einen grundlegenden Wandel des NS-Systems erlaubt. Die entscheidende Frage ist natürlich die Beibehaltung der Nazipartei in der einen
            oder anderen Form. Alle Gruppierungen innerhalb der herrschenden Klassen sind sicherlich
            der Ansicht, dass ohne eine totalitäre Partei die Heimatfront nicht zu organisieren
            und eine Revolution nicht zu verhindern ist.99 Die Revolution von 1918 hat dem deutschen Militär vor Augen geführt, dass es nicht
            in der Lage ist, für die Führung der Heimatfront Sorge zu tragen. Wenn es keine monolithische
            politische Partei gibt, die die Opposition ausradiert, jeden Deutschen in die totalitäre
            Maschinerie einbindet und ihn zu einem willigen oder widerwilligen Rädchen im Getriebe
            des Totalitarismus macht, ist keine dauerhafte Unterstützung durch die Heimatfront
            zu erwarten. Die Abschaffung der Nazipartei wäre daher gleichbedeutend nicht nur mit
            dem Abtreten der Naziführung, sondern auch mit dem völligen Zerfall der deutschen
            Heimatfront, und zwar unabhängig davon, wie stark die revolutionären Impulse ausgeprägt
            sind. Selbst wenn das deutsche Volk nicht zu spontanen Ausbrüchen neigt, würde der
            Mangel an totalitärer »Menschenführung«* unvermeidlich zu Aufständen, Auflösungserscheinungen,
            Fahnenflucht, Arbeits- und Kampfverweigerung führen. Dass die deutsche Wehrmacht eingesteht,
            die Nazipartei zu brauchen, stand in der Depesche aus Madrid, die das Triumvirat meldete.100 Es ist daher zu erwarten, dass bei der politischen Neuordnung Deutschlands unter
            der Federführung der herrschenden Gruppen an der Nazipartei als Instrument der Menschenführung*
            und zur Manipulation der Massen festgehalten wird. Aber dies wird sicherlich einen
            im Rahmen des deutschen Staates veränderten Status der Nazipartei nach sich ziehen.
         

         7. Die bevorstehenden Veränderungen lassen sich leichter verstehen, wenn man die heutige
            Struktur der politischen Institutionen in Deutschland kurz erörtert. Das bemerkenswerteste
            Phänomen ist die Tatsache, dass es in der Zusammensetzung der Nazispitze seit 1934
            nur sehr wenige Veränderungen gegeben hat. Mit Ausnahme der Entmachtung der SA und
            Röhms Ermordung sind alle Nazigrößen, die 1934 im Amt waren, noch heute an der Macht.101 Dies steht im scharfen Gegensatz zum italienischen Faschismus, wo sich fast jedes
            Jahr ein Wechsel in der Führung beobachten ließ. Der italienische Faschismus hatte
            jedoch mindestens zwei Institutionen, in denen politische Entscheidungen diskutiert
            und möglicherweise getroffen werden konnten: den Großen Faschistischen Rat und den
            Monarchen mit seinen Beratern.
         

         Das Verfassungssystem der Nazis, wenn man überhaupt so sagen kann, ist im Gegensatz
            dazu durch eine vollständige Formlosigkeit gekennzeichnet, das heißt durch einen völligen
            Mangel an höchsten politischen Institutionen, in denen Führungskräfte sich treffen,
            diskutieren und Pläne schmieden können. Diese Konturlosigkeit ist das Ergebnis der
            Verschmelzung der Ämter des Reichspräsidenten und des Reichskanzlers nach Hindenburgs
            Tod. Von diesem Moment an ist die Vorstellung eines Führerstaats entwickelt worden.102 Abgesehen von Hitler als Führer gibt es keine höchste Institution. Das Reichskabinett
            ist kein politisches Entscheidungsorgan. Der Geheime Kabinettsrat unter der Präsidentschaft
            des Freiherrn von Neurath hat keinerlei Funktion. Der Reichstag setzt sich zu einem
            überwältigenden Teil aus Parteifunktionären zusammen, die von Hitlers Stellvertreter
            ernannt wurden. Der Ministerrat für die Reichsverteidigung ist kein repräsentatives
            Organ.
         

         Auch innerhalb der Partei erfolgt keine Institutionalisierung. Es gibt Reichsleiter*,
            die für verschiedene Funktionsbereiche zuständig sind. Es gibt Gauleiter*, die für
            die großen Regionalbereiche zuständig sind, aber außer Hitler selbst gibt es kein
            höchstes Parteiorgan. Viele Naziführer – insbesondere Alfred Rosenberg103 – haben die Schaffung eines »nationalsozialistischen Ordens« als höchstes politisches
            Entscheidungsgremium des Reichs* und zur Regelung von Hitlers Nachfolge angeregt.
            Aber solche Vorschläge fanden nicht Hitlers Billigung, der anscheinend befürchtete,
            dass die Institutionalisierung der politischen Führung Deutschlands als Instrument
            gegen ihn verwendet werden könnte. Er hat es vorgezogen, über spezifische Probleme
            mit spezifischen Führern zu verhandeln, Partei-, Wehrmachts- oder Wirtschaftsführer
            nach seinem Belieben einzubestellen und mit ihnen zu diskutieren, wann immer er solche
            Diskussionen für notwendig hielt.
         

         8. Dieser Institutionalisierungsmangel wird besonders offensichtlich, wenn man sich
            das Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933 näher ansieht. Damals übertrug der Reichstag*
            dem Reichskabinett die Befugnis, Reichsgesetze zu erlassen, was insoweit von der Verfassung
            abweichen dürfte, als diese die Position des Reichsrats* oder die Befugnisse des Reichspräsidenten
            nicht berühren. Der Reichsrat* wurde abgeschafft, und das Amt des Reichspräsidenten
            wurde abgeschafft und mit dem des Reichskanzlers verschmolzen. Am 10. Mai 1943 lief
            das Ermächtigungsgesetz nach mehreren Verlängerungen aus. Die Nazis versäumten, es
            rechtzeitig zu erneuern, und der Reichstag*, der es ursprünglich verabschiedet hatte,
            erneuerte es erst recht nicht. Stattdessen wurde ein Erlass* Hitlers veröffentlicht,104 der schlicht und einfach erklärte, dass die im Ermächtigungsgesetz enthaltenen Befugnisse
            zukünftig wie bisher ausgeübt werden würden – unter dem Vorbehalt, dass beim Großdeutschen
            Reichstag* um eine Bestätigung der Gesetzgebung nachgesucht werden könne.
         

         Die Verfassung Nazideutschlands lässt sich daher in dem einen Satz zusammenfassen,
            dass alle Macht bei Hitler liegt und er verfahren kann, wie ihm beliebt. Dies wird
            von den Verfassungsjuristen der Nazis auch als gegeben anerkannt.
         

         9. Der zweite Grundsatz des NS-Systems ist die Vorherrschaft der Partei über den Staat,
            worunter die Nazis die Beamtenschaft und das Militär verstehen.105 Ihrer Ansicht nach ist die Partei »der Träger des politischen Willens des Staates«.
            Jüngste politische Maßnahmen, insbesondere die Einsetzung von Reichsverteidigungskommissaren
            und deren Kriegswirtschaftsstäben, haben diese Doktrin in die politische Wirklichkeit
            überführt und die Gauleiter* mit uneingeschränkter Macht über viele Aktivitäten an
            der Heimatfront ausgestattet.
         

         Diese zwei Tatsachen – die Konturlosigkeit des deutschen politischen Systems und die Vorherrschaft der
            Partei – schließen von vornherein aus, dass das NS-System – mit oder ohne Triumvirat – auf
               die Akzeptanz der Westmächte oder Russlands oder auf erfolgreiche Verhandlungen mit
               ihnen hoffen kann. Wenn keine institutionellen Vorkehrungen getroffen werden, die eine allmähliche Transformation
            des politischen Systems erlauben, und die Organisation der Partei hinter einer neuen
            Fassade so beibehalten wird, damit kein Chaos entsteht und die Heimatfront nicht zusammenbricht,
            werden sie kein solches Friedensbündnis erlangen können.
         

         Zweitens müssen solche institutionellen Vorkehrungen getroffen werden, solange Deutschland
            militärisch noch stark ist. Nur dann hat Deutschland etwas anzubieten und nur dann
            kann es, zumindest für eine gewisse Zeit, das politische und ökonomische System in
            Gang halten.
         

         10. Die Ernennung des Triumvirats muss deshalb als ein erster Schritt in Richtung
            auf sehr viel weitreichendere, zukünftige politische Veränderungen betrachtet werden.
            Unserer Einschätzung nach sehen diese Veränderungen folgendermaßen aus: Vermutlich
            wird der Reichstag* einberufen werden. Außerdem werden vermutlich die Ämter des Reichspräsidenten
            und des Reichskanzlers wieder voneinander getrennt, und Hitler wird die Funktionen
            des Reichspräsidenten übernehmen, während entweder ein Vertreter des Militärs, ein
            hoher Beamter oder ein bedeutender Bankier oder Industrieller als Reichskanzler fungieren
            wird. Der Reichstag* könnte auch eine neue Einrichtung schaffen; er könnte zum Beispiel
            den Reichsrat* als eine Art Senat oder Oberhaus wieder einsetzen, das aus Militärvertretern,
            Beamten, Industriellen, Bankiers, Großgrundbesitzern und voraussichtlich Katholiken
            und protestantischen Geistlichen bestehen würde. Freie Wahlen zu einem neuen Reichstag*
            sind unwahrscheinlich, ja sogar unmöglich, weil das die Wiederherstellung von so etwas
            wie Grundrechten voraussetzen würde, was das System nicht zulassen kann, wenn es nicht
            infolge innerer Unruhen zusammenbrechen will.
         

         Nach der Schaffung eines solchen Reichsrates* oder Oberhauses würde es eine Einrichtung
            geben, in der politische Entscheidungen diskutiert oder sogar getroffen werden können.
            Der Reichsrat* könnte dann ein neues Kabinett berufen, das vor allem aus militärischen
            und technischen Fachkräften (für die Industrie und für die Verwaltung) bestehen würde.
            Die Nazipartei würde nicht aufgelöst, aber gesäubert und in ein staatliches Organ
            umgewandelt werden, so dass sich das Verhältnis von Partei und Staat umkehren würde.
         

         Dieses Kabinett mit seinem Kanzler würde dann um Frieden nachsuchen. Es kann zwei
            Punkte in die Verhandlungen einbringen: Hitler als Reichspräsident und eine immer
            noch mächtige Militärmaschinerie. Als Gegenleistung für irgendeine Art von annehmbarem
            Frieden würde es Hitlers Abdankung anbieten. Hitler könnte dann zum Rücktritt überredet
            werden und sich mit einer tränenreichen Rede an das deutsche Volk wenden, in der er
            erklärt, dass er sich dem deutschen Volke zuliebe opfere.
         

         Das Friedensangebot des neuen deutschen Kabinetts würde auf eine Spaltung der Vereinten
            Nationen durch einen separaten Frieden entweder mit den Westmächten oder mit Russland
            abzielen (siehe S. 76). Wenn die Westmächte und Russland sich nicht auf eine gemeinsame
            politische Linie gegenüber Deutschland geeinigt haben, bis die Deutschen sich an einem
            solchen Friedensmanöver versuchen, könnte das Manöver die Vereinten Nationen tatsächlich
            spalten.
         

         Wenn die neue deutsche Regierung sich zuerst um einen separaten Frieden mit den Westmächten
            bemühen sollte (und ihr Angebot mit der Drohung eines separaten Friedens mit Russland
            untermauert), hängt der Erfolg oder Misserfolg des Manövers teilweise von den zwischenzeitlichen
            Entwicklungen in Italien ab. Es ist leicht vorhersehbar, dass sich die Empfänglichkeit
            der Westmächte für eine solche verfassungsgemäße Regelung in Deutschland beträchtlich
            erhöhen dürfte, wenn es in Italien zu revolutionären kommunistischen oder sozialistischen
            Bewegungen kommt, die die etablierten Gesellschaftsstrukturen über den Haufen zu werfen
            drohen. Sollten die Westmächte einem solchen Nazimanöver auf den Leim gehen, würden
            sie dadurch all ihren Einfluss auf deutsche Liberale und deutsche Arbeiter einbüßen,
            Russlands Gewicht in Deutschland würde schlagartig zunehmen und das Manifest des Nationalkomitees
            Freies Deutschland würde zu einer politischen Wirklichkeit ersten Ranges werden.
         

         Gauleiter* Wagners Rede vor den Parteifunktionären in Baden und im Elsass kann als
            eine psychologische Vorbereitung darauf angesehen werden. Wagner soll angeblich gesagt
            haben: »Es ist gut, wenn Mussolini für eine Weile verschwindet; rote Schlägertruppen
            würden dann genügend Unheil anrichten, damit die Liberalen Muffensausen bekommen.«
            Er merkte an, dass niemand den Kommunismus wolle, und schloss mit den Worten: »Auf
            diese Weise bekommen wir auch die Kirche auf unsere Seite, was ebenfalls gut ist.
            Die Kirche kann mit uns immer noch ihren Frieden machen.«
         

         Es ist natürlich nicht sicher, dass solch eine neu konstituierte deutsche Regierung
            bei den alliierten Mächten um Frieden nachsucht. Es ist genauso gut möglich, dass
            sie auf Sowjetrussland zugehen wird. In seinem Beharren auf einer starken deutschen
            Regierung und einer starken Wehrmacht lässt das Manifest des Nationalkomitees Freies
            Deutschland den Russen genügend Spielraum, einen solchen Vorschlag anzunehmen. Die
            Erschöpfung Russlands durch den Krieg und die Kriegsmüdigkeit des russischen Volkes
            könnten einen starken Anreiz bieten, ein deutsches Friedensangebot zu diesen Bedingungen
            anzunehmen – und das umso mehr, wenn die neue deutsche Regierung aus Anhängern der
            Ostorientierung der deutschen Außenpolitik bestehen sollte.106 Die militärischen Folgen eines separaten russisch-deutschen Friedens für die Westmächte
            sind offensichtlich. Die breite Masse der Deutschen würde große Erleichterung empfinden,
            und der demokratische Widerstand gegen den Nazismus würde eine Niederlage erleiden,
            von der er sich wohl nicht wieder erholen dürfte.
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         Der Führer* hat Freiherr Konstantin von Neurath, Reichsprotektor von Böhmen und Mähren,
            auf eigenen Wunsch von seinem Amt entbunden.
         

         Der Führer* hat Dr. Wilhelm Frick, Reichsminister* des Innern, zum Reichsprotektor
            von Böhmen und Mähren ernannt und ihn von den Ämtern des Reichministers* [sic!] und
            Preußischen Innenministers und von seinem Amt als Generalbevollmächtigter für die
            Reichsverwaltung entbunden. Freiherr von Neurath und Dr. Frick bleiben weiterhin Reichsminister*.
         

         Der Führer* hat Hans Pfundtner, den Leitenden Staatssekretär im Reichsministerium
            des Innern, auf seinen eigenen Wunsch hin »freigestellt«.
         

         Der Führer* hat Heinrich Himmler zum Reichsminister und Preußischen Innenminister
            und Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung ernannt.
         

         Der Reichsarbeitsdienst fällt nicht länger in die Zuständigkeit des Reichsinnenministers.
            Der Reichsarbeitsführer ist als Leiter der obersten Reichsbehörde dem Führer unmittelbar
            unterstellt. Der Reichsarbeitsführer Konstantin Hierl hat vom Führer* den Titel, Rang
            und die Funktionen eines Reichministers* [sic!] erhalten.
         

         Infolge der Ernennung eines neuen Reichsprotektors ist die SS-Oberst-Gruppenführer
            und Generaloberst der Polizei, Daluege, zugewiesene Aufgabe, die Funktionen des Reichsprotektors
            stellvertretend wahrzunehmen, beendet.
         

         Der Führer* hat Karl Hermann Frank, Staatssekretär beim Reichsprotektor von Böhmen
            und Mähren, zum Staatsminister im Range eines Reichsministers* ernannt.107

         
            Himmlers neue Machtbefugnisse
            

         

         Himmlers Ernennung zum Reichsminister des Innern ist die wichtigste Veränderung im
            NS-Regime seit dem Röhm-Putsch 1934. Obwohl die Machtverhältnisse innerhalb des inneren
            Zirkels der Naziführer sich durch sie verschieben könnten, ist sie als eine gemeinsame
            Entscheidung dieses inneren Zirkels zu betrachten, die auf die Überzeugung zurückgeht,
            dass sie nur dann eine Überlebenschance haben, wenn sie zusammenstehen. Himmlers Ernennung
            verstärkt und erweitert die Kontrolle der SS und der Polizeikräfte über alle Teilgebiete
            der Heimatfront. Die »traditionalistischen« Schichten der Beamtenschaft (der Ministerial-,
            Provinzial- und Lokalbürokratie), die ihren Einfluss im Gegensatz zu den Nazitrupps
            schon seit einiger Zeit haben schwinden sehen, werden weiter geschwächt. Der Gestapo-Chef
            übernimmt die gesamte Innenverwaltung des Reichs,108 die dadurch mit dem Terrorapparat der Nazipartei verschmilzt. Himmlers Ernennung
            könnte auf eine groß angelegte Säuberung der Verwaltungsbürokratie hindeuten.
         

         Diese Interpretation wird durch das Ausscheiden des »Leitenden Staatssekretärs« im
            Innenministerium, Hans Pfundtner, bestätigt. Trotz seiner Mitgliedschaft in der Nazipartei
            ist Pfundtner ein traditioneller Beamter, der schon vor 1914 in den Staatsdienst eingetreten
            ist. Durch sein Ausscheiden wird Wilhelm Stuckart, ein SS-Obergruppenführer, der eine
            wichtige Rolle in der Verwaltung sowohl der eingegliederten als auch der besetzten
            Gebiete gespielt hat, zum dienstältesten Staatssekretär des Ministeriums.
         

         Die Ernennung Himmlers zum Reichsminister des Innern zeugt von wachsenden innenpolitischen
            Schwierigkeiten und der Entschlossenheit des Regimes, bei der Anwendung des totalitären
            Terrors bis zum Äußersten zu gehen. Oppositionelle Kräfte werden jetzt noch erbarmungsloser
            aufgestöbert und vernichtet werden als vorher. In Bezug auf die Untergrundbewegungen
            wird sich nur wenig ändern. Die Ausweitung von Himmlers Machtbefugnissen scheint sich
            vorrangig gegen die »konservativen« Gruppen in der Beamtenschaft zu richten, gegen
            Gegner in den Reihen der Mittelschichten und Intellektuellen und gegen jene Wirtschaftskreise,
            die geneigt sein könnten, eine Verständigung mit den Westmächten anzustreben. In Bezug
            auf die Machtverhältnisse im inneren Zirkel der Nazis könnte man Himmlers Aufstieg
            als Niederlage Görings interpretieren, der unter den Nazis den Ruf genießt, die engsten
            Kontakte zu diesen Wirtschaftsgruppen zu pflegen. Das Ausscheiden von Neuraths, der
            lange als ein Bindeglied zwischen dem NS-Regime und konservativen Kräften in Deutschland
            und im Westen galt, weist in dieselbe Richtung.
         

         Spannungen zwischen Himmler und der Wehrmacht sind häufig hochgespielt worden. Es
            ist zweifelhaft, ob seine neue Position einen Triumph der SS über das Heer darstellt.
            Die Heeresführung muss ein lebhaftes Interesse an einer »Sicherung« der Heimatfront
            haben, und Himmler ist sicherlich der geeignete Mann, einen »Dolchstoß« so lange zu
            verhindern, wie er durch Terror verhindert werden kann. Wie an anderer Stelle dieses
            Berichts gezeigt wird, könnte die Herauslösung Hierls und des Reichsarbeitsdienstes
            aus dem Innenministerium und dessen Positionierung als eigenständige, Hitler unmittelbar
            unterstellte Behörde vielmehr der fehlenden Bereitschaft der Wehrmacht zuzuschreiben
            sein, ihre Hilfstruppe, den Arbeitsdienst, Himmler zu unterstellen.109

         In dem Moment, in dem Gerüchte über Friedenbemühungen in der Luft liegen und die Deutschen
            sich Hoffnungen auf einen Friedenskompromiss machen, setzen die Nazis eben jenen Mann
            an die Spitze der Reichsverwaltung, mit dem kein Frieden und kein wie auch immer gearteter
            Kompromiss möglich zu sein scheint. In den Augen der Welt steht Himmler für den NS-Terror
            und die Rassenpolitik der Nazis in ihren brutalsten und aggressivsten Formen. Sein
            Aufstieg macht die Möglichkeit weiterer politischer Veränderungen in Deutschland,
            wie sie von der Mitteleuropa-Sektion in ihrem Sonderbericht In der nahen Zukunft mögliche politische Veränderungen in Nazideutschland vom 14. August 1943110 erläutert wurden,111 nicht endgültig zunichte. Aber im Augenblick bedeutet die Beförderung Himmlers, dass
            die Nazis der möglichst strengen Kontrolle der Heimatfront größere Bedeutung beimessen
            als aller Hoffnung auf einen Kompromiss. Unter den Deutschen muss Himmlers Aufstieg
            die Hoffnung auf die Schaffung einer für ein Friedensbündnis günstigeren Atmosphäre
            und auf die Bereitschaft des Regimes zerstören, die Bedingungen für einen solchen
            Frieden herbeizuführen. Sie ist gleichbedeutend mit einer Entschlossenheitserklärung
            der Nazis, unter der Führung der Nazipartei bis zum bitteren Ende zu kämpfen.
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